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Abstract 

 

Abstract 

In Städten wie St.Gallen können sich in Wohnquartieren zunehmend problematische Faktoren 

häufen. Es entsteht eine Konzentration von benachteiligten Bevölkerungsgruppen, die Wohn-

bauten entsprechen nicht mehr den heutigen Anforderungen und sind erneuerungsbedürftig. Das 

Zusammenleben der verschiedenen Bevölkerungsgruppen wird schwieriger und es entstehen 

Konflikte in der Nachbarschaft. Diese Quartiere haben oft erhebliche Imageprobleme. Wer es 

sich leisten kann, vermeidet es, dort zu wohnen. Sie werden mehr und mehr von einer sozial 

schlecht integrierten Bewohnerschaft bevölkert und werden auf diese Weise zu Gebieten der 

Ausgrenzung. Die Behörden sind auf Quartierebene mit Fehlentwicklungen konfrontiert. Sie 

sehen sich vor die Aufgabe gestellt, die Lebensqualität in diesen heruntergekommenen Quartie-

ren mit geeigneten Mitteln zu erhalten, wieder herzustellen oder zu verbessern.  

 

Eine Hauptfrage ist, ob eine Gemeinde Segregation zulassen soll, weil sie eben auch Vorteile 

bringt wie Erhöhung des sozialen Kapitals oder ob Segregation prinzipiell schlecht ist und eine 

Durchmischung der Bevölkerung in den Quartieren mit allen Mitteln angestrebt werden sollen. 

Dies wäre jedoch ein hohes Ziel, denn die Menschen, die es sich leisten können, segregieren sich 

freiwillig in besseren Wohnlagen und finanziell Benachteiligte müssen in St.Gallen in der Tal-

sohle an stark befahrenen Strassen eine Wohnung beziehen. Sozialhilfeempfänger/innen in „bes-

sere“ Quartiere umzusiedeln bringt ebenfalls nur Fremdheitsgefühle und Streit in der Nachbar-

schaft. Wir sollten zu unseren Quartieren stehen, wie sie sich entwickelt haben und immer weiter 

entwickeln werden. Ermöglichen wir benachteiligten Menschen den Zugang zu Ressourcen wie 

beispielsweise politische Teilhabe, Grundversorgung, Naherholung und Bildung. Durch eine 

Quartierpolitik, den Willen einen Blick auf benachteiligte Quartiere zu werfen, und ein Quar-

tiersmanagement kann Benachteiligung vermindert werden. Ebenso sind Integrationspolitik, 

Wohnungspolitik und Aufwertung der Quartiere mit hoch frequentierten Durchgangstrassen ein 

politisches Muss. Konkrete Massnahmen können die benachteiligten St.Galler Quartiere Lachen, 

Bruggen, St.Fiden/Krontal, Winkeln, Neudorf und Langgass-Heiligkreuz aufwerten und Folgen 

der sozialen Ungleichheit verhindern. Das deutsche Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit be-

sonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ zeigt in vielen Projekten, dass eine Verände-

rung möglich ist. Packen wir’s an! Fachleute der Gemeinde-, Stadt- und Regionalentwicklung 

unterstützen die Gemeinden gerne dabei.  
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Einleitung 

Quartierentwicklung in mittelgrossen Städten wie St.Gallen interessiert mich aus verschiedenen 

Perspektiven heraus. Als Stadtparlamentarierin von St.Gallen bin ich sehr an Entwicklungspro-

zessen in Städten interessiert. Aussagen in Zeitungen und Zeitschriften, dass Lachen und 

St.Fiden die „Ghettos“ von St.Gallen sind, wecken mein Interesse und ich frage mich, ob wir in 

unserer Stadt wirklich bereits Ghettos haben und was man dagegen tun könnte. Ansätze einer 

Quartierentwicklung in St.Gallen waren in den letzten Jahren zu sehen (Zukunftswerkstätten), 

doch aus meiner Sicht waren diese Prozesse zu wenig breit abgestützt und deshalb nur bedingt 

wirksam. Sie wurden von der Stadtplanung durchgeführt und einzelne Projekte lagen meist in 

kleinen baulichen Veränderungen wie Fussgängerstreifen und Strassengestaltungen. Als GSR-

Fachfrau (Gemeinde-, Stadt- und Regionalentwicklung) würde ich es begrüssen, wenn künftig 

auch Akteure aus sozialen Berufsgruppen in diese Prozesse eingebunden würden. 

 

Seit 7 Jahren arbeite ich in der Quartierjugendarbeit der Stadt St.Gallen. Wir arbeiten mit 13 – 22 

Jährigen. Eine Quartierarbeit bzw. Gemeinwesenarbeit wie in Zürich fehlt in St.Gallen gänzlich. 

In der sozialräumlichen Jugendarbeit ist es aber unumgänglich, mit weiteren Gruppen und Orga-

nisationen im Quartier zusammen zu arbeiten. Manchmal übernehmen wir zudem Aufgaben, die 

eher in die Quartierarbeit bzw. Gemeinwesenarbeit gehören. Weil diese fehlt, wird sie von uns 

übernommen. Diese Lücken könnten allenfalls geschlossen werden. 

 

In meinem GSR-Anwendungsfeld in Winterthur-Töss hatte ich die Gelegenheit in einem Quar-

tierentwicklungsprozess mitzuarbeiten. Ich möchte mehr über mögliche Soziale Stadtentwick-

lung für St.Gallen erfahren und den Behörden Empfehlungen geben können. Aus diesen 

unterschiedlichen Gründen bin ich motiviert, eine Masterarbeit in diesem Bereich zu schreiben.  

 

Die vorliegende Masterarbeit ist das Resultat der theoretischen und praktischen Auseinanderset-

zung mit Fragen der Quartierentwicklung. Es handelt sich um „eine Recherche zum Thema 

Gemeinde-, Stadt- und Regionalentwicklung in der theoretische Bezüge hergestellt und Schlussfol-

gerungen gezogen werden.“ Diese Masterarbeit soll dazu beitragen, die Prozesse in Quartieren 

besser zu verstehen, mögliche positive Entwicklungen aufzuzeigen und entsprechende Empfeh-

lungen an die Behörden von St.Gallen zu formulieren.  

 

Viele mittelgrosse und grosse Städte der Schweiz beschäftigen sich mit dem Thema Armut und 

soziale Ungleichheit und suchen nach Strategien, um benachteilige Quartiere zu fördern. Doch 
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noch zu selten sind diese Massnahmen, wie Quartierentwicklungsprozesse in eine breit abge-

stützte Quartierpolitik integriert, wie dies beispielsweise in Deutschland der Fall ist. In unserem 

Nachbarland ist das Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – 

die soziale Stadt“ weit verbreitet. 

 

Mit den folgenden Fragestellungen möchte ich in diese Masterarbeit einsteigen:  

• Welche Erkenntnisse über Quartierentwicklung lassen sich aus Literatur und 

Theorie für benachteiligte Quartiere der Stadt St.Gallen ableiten?  

• Welche Strategien sehen verschiedene Berufsgruppen für benachteiligte Quartiere in 

der Stadt St.Gallen? 

• Welche Empfehlungen bezüglich Quartierentwicklung gebe ich als GSR-Fachfrau an 

den Stadtrat von St.Gallen ab? Welche Strategien müssten gewählt werden, um 

einen solchen Prozess anzuschieben?  

 

Im Blick auf die oben formulierte Zielsetzung wird im ersten Kapitel der gesellschaftliche 

Kontext von Quartierentwicklung beschrieben. Dieser Teil soll eine Verständnishilfe dafür sein, 

wie sich die Städte entwickelt haben, wo Probleme in Quartieren entstehen können und ob 

Segregation gut oder schlecht ist. Die Veränderung der Gesellschaft, vor allem die Soziale 

Ungleichheit geht auch den Quartieren nicht spurlos vorüber. Die Dimensionen der Ungleichheit 

werden anhand der Theorie von Pierre Bourdieu erläutert. 

 

Das zweite Kapitel ist dem deutschen Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ und der 

Schweizer Reaktion auf Benachteiligung in den Quartieren „Projet urbain“ gewidmet. Es sind 

vor allem Ziele und Vorgehen beschrieben und es stehen für Interessierte Hinweise auf eine 

Vielzahl von Projekten zur Verfügung.  

 

Der Praxisteil folgt im dritten Kapitel. Ich werfe einen kurzen Blick auf die Geschichte der 

Stadt St.Gallen und werte anschliessend statistische und räumliche Daten der Stadt aus. Aus den 

anschliessenden Interviews erfährt man, welche Quartiere aus welchen Gründen als benachteiligt 

gelten. Ebenso sieht man die Vielfalt der Sichtweisen der verschiedenen Berufsgruppen zur 

Thematik und erhält wertvolle Informationen und Ideen. 
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haben sich die Wohnideale ausdifferenziert. Dies führt zu einer räumlichen Entmischung der 

Bevölkerung nach Lebensstilen (Heye & Leuthold, 2004, S.5). 

 

1.2.2 Benachteiligte Quartiere und Segregation  

Armut und soziale Ungleichheit 

Armut und soziale Ausgrenzung beherrschen seit etwa 20 Jahren einen grossen Teil der sozial-

wissenschaftlichen und sozialpolitischen Debatten in Europa. Die Intensität der Debatten hat 

auch deshalb zugenommen, weil spezifische soziale Gruppen von Armut besonders betroffen 

sind (Kinder und Jugendliche, Migrant/innen, Alleinerziehende und ältere Frauen) und weil die 

von Armut betroffenen Menschen sich zunehmend an bestimmten Orten konzentrieren. Armut 

kann unterschiedlich definiert werden. Die nationalen Berichte stützen sich dabei vor allem auf 

zwei Grössen: geringes Einkommen und Angewiesensein auf Sozialhilfe. Innerhalb der 

Sozialwissenschaften wird die ausschliessliche Betrachtung finanzieller Engpässe zur 

Bestimmung der Armut meist zurückgewiesen. Insbesondere im deutschsprachigen Raum wird 

die multiple Armut2 als benachteiligende Lebenslage thematisiert. Unter „Armut“ werden zu 

geringe materielle Ressourcen, für die kulturell und ökonomisch angemessene Lebensweise 

verstanden (Breitfuss & Dangschat & Frey & Hamedinger, 2005, S.7f). 

 

Armut und soziale Ausgrenzung hängen von einer Reihe von Faktoren ab, die oft kumuliert 

auftreten und in einem direkten Zusammenhang zueinander stehen. Eine wesentliche Rollte 

spielen dabei die räumlichen Faktoren. Einerseits, weil sich armutsbetroffene Menschen häufig 

räumlich konzentrieren, andererseits weil durch bauliche Massnahmen soziale Ungleichheiten 

ausgeglichen, aber auch verschärft werden können. Armut kann sich nicht am durchschnittlichen 

Einkommen allein orientieren, sondern es geht vor allem um die Möglichkeit der Teilhabe am 

sozialen Leben, um den Zugang zu sozialen Dienstleistungen, zum Arbeitsmarkt, zu ange-

messenem Wohnraum, zu Bildung, Gesundheit etc. Armutsbekämpfung stellt sich daher als 

Strategie zur Beseitigung bzw. zum Ausgleich sozialer Ungleichheit dar (Breitfuss & Dangschat 

& Frey & Hamedinger, 2005, S. 3). 

 

                                                 
2 Wenn neben zu geringem Einkommen eine weitere Einschränkung in einem wichtigen Lebensbereich (wie z.B. 

Wohnen, Ernährung, Gesundheit) dazukommt.  
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Segregation 

Neben der quantitativen Zunahme, die Bestandteil einer sozio-ökonomischen Polarisierung ist 

(gleichzeitige Zunahme von Armut und Wohlstand), wird das Thema in den Städten insbeson-

dere auch aus folgenden Gründen diskutiert. Die Haushalte mit niedrigen Einkommen 

konzentrieren sich zunehmend in Quartieren, die von städtebaulichen und Wohnungsmängeln, 

von ausgedünnter Infrastruktur und oftmals hohen Immissionen gekennzeichnet sind. Die 

Quartiere weisen eine Zusammensetzung der Wohnbevölkerung auf, die als „problematisch“ 

eingeschätzt wird, weil der Anteil an Armut, Menschen mit Sozialhilfebezug, Arbeitslosen oder 

Menschen mit Migrationshintergrund teilweise deutlich über dem gesamtstädtischen 

Durchschnittswert liegt (Breitfuss & Dangschat & Frey & Hamedinger, 2005, S. 5). 

 

Die Konzentration bestimmter sozialer Gruppen in einem Teilraum der Stadt wird in der Fachli-

teratur meist Segregation genannt. Eine bedeutende Rolle in Bezug auf die soziale Segregation 

spielt der Wohnungsmarkt. Es stellt sich die Frage, wie die räumlich ungleiche Verteilung 

qualitativ unterschiedlicher Wohnungen zustande kommt, resp. wie es zur Verteilung der 

Menschen auf die verschiedenen Wohnungssegmente kommt. Präferenzen der Menschen und 

Restriktionen (z.B. ökonomische) sind hier von Bedeutung. Die verschiedenen Akteure der 

Wohnungsversorgung wie Grundeigentümer/innen, Stadtplaner/innen, Vermieter/innen etc. 

entscheiden darüber, wo welche Wohnung wem angeboten wird. Differenziert dargestellt werden 

die Wirkungsketten sozialer Segregation, wenn sie zu sogenannten „Sozialen Brennpunkten“ 

führen. Die Behauptung, dass die räumliche Konzentration benachteiligter Haushalte einen 

eigendynamischen „Abwärtseffekt“ bewirkt, ist nicht unumstritten, wird aber von vielen 

Verantwortlichen quasi als Faktum begriffen. Sie muss hinterfragt werden, weil damit häufig 

unterschwellig sozialpolitisch heikle und auch fremdenfeindliche Ansätze transportiert werden. 

Die Häussermann und Siebel (2004) betonen jedoch, dass überall dort politischer Hand-

lungsbedarf besteht, wo Quartiere entstehen, deren Bewohner/-innen von der gesellschaftlichen 

Teilhabe ausgeschlossen sind (Häussermann & Siebel, 2004, S. 140ff). 

 

Ethische Segregation bezeichnet die sozialräumliche Differenzierung nach ethischen 

Merkmalen. Segregation hat ambivalente Wirkungen und kann integrativ oder ausgrenzend 

wirken. Eine entscheidende Tatsache, die es dabei zu berücksichtigen gilt, ist die Frage, ob 

Segregation freiwillig oder erzwungen stattfindet. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass 

kaum je die räumliche Konzentration Privilegierter in einem Villenviertel als problematisch 

wahrgenommen wird, sondern nur diejenige bei Gruppen, die in ihrer Andersartigkeit fremd 
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wirken, was Akzeptanz- und kein Segregations-„Problem“ ist. Ein hoher Anteil Ausländer/innen 

allein ist kein Indikator für einen sozialen Brennpunkt. Problematisch wird ethische Segregation 

erst, wenn die Zugehörigkeit zu einer ethischen Minderheit identisch ist mit Diskriminierung und 

sozialer Deklassierung (= Ethnoklasse). Konflikte entstehen vor allem in Quartieren, wo einhei-

mische „Verlierer/innen“ auf ökonomisch nicht integrierte Neuzuzüger/innen treffen; das wollen 

die Autoren nicht bagatellisieren. Den politisch gern geäusserten Wunsch nach sozial gemischten 

Quartieren entlarven sie als Idee liberaler, gut situierter, die häufig selber kaum Kontakt zu 

Ausländer/innen haben. Im Gegensatz zu Theorien des frühen 20. Jahrhunderts u.a. Simmel3, die 

Städte im wertfreien Sinn als Orte der Heterogenität betrachteten (Integration durch Aushalten 

von Differenz), sind unsere aktuellen mitteleuropäischen Integrationsmodelle von 

Homogenitätsideen geprägt. Ausländerpolitik ist heute weitgehend Assimilationspolitik4 und 

geht davon aus, dass sich – im Unterschied zur amerikanischen melting-pot-Idee5 – die 

Leitkultur (möglichst) nicht verändern soll. Simmel dachte in dieser Frage „moderner“. 

Dennoch: Die Rahmenbedingungen für die Integration haben sich seither geändert. Obwohl die 

Zukunft der Städte nach wie vor vom Gelingen der Zuwanderung abhängt, sind die 

Arbeitsmärkte kaum mehr aufnahmefähig für wenig Qualifizierte. Der Sozialstaat hat kein Geld 

mehr und die zu Integrierenden werden „fremder“. Die Politik steht hier vor einem schwierigen 

Problem. Sie muss sich auf die grundlegende Ambivalenz der Einwanderungsproblematik 

zwischen Integration und Ausgrenzung einlassen. Sie muss fremde Kulturen respektieren und 

ihre räumliche Konzentration zulassen, aber soziale Segregation abbauen. Politik, so 

Häusermann & Siebel (2004), besteht angesichts der Zuwanderung aus einer prekären 

Gratwanderung auf der Ebene der Stadtstruktur, des Wohnungsmarktes und des Arbeitsmarktes 

(Häussermann & Siebel, 2004, S. 173-178).  

 

Pro und Kontra Segregation 

Wenn es um die Frage sozialer Mischung geht, scheiden sich die Geister. Gerade im Rahmen des 

Projektes Soziale Stadt gibt es viele Befürworter/innen der sozialen Mischung. Die Regierung 

der SPD, unter der das Projekt Soziale Stadt ins Leben gerufen wurde, bemerkte: „In Berlin sind 

Tendenzen bemerkbar, nach denen sich die Stadt nach sozialen und materiellen Kriterien neu 

sortiert. Die guten Wohnlagen werden besser, die ärmeren Kieze werden ärmer. Soziale Stadt-

entwicklung heisst für uns, mit den Bewohner/innen zusammen durch gezieltes Quartiersmana-

                                                 
3 Georg Simmel, geboren 1858, gestorben 1918, war ein deutscher Philosoph und Soziologe 
4 Politik der Angleichung verschiedener gesellschaftlicher Gruppen aneinander 
5 Verschiedenen Kulturen und Werte sollen sich zu einer gemeinsamen integrierten nationalen Kultur mischen 
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gement in den sozialen Brennpunkten der Stadt den negativen Entwicklungen entgegenzuwirken 

und sie umzukehren. Ziel ist, durch attraktive Wohnangebote dafür zu sorgen, dass die soziale 

Mischung in diesen Gebieten stabilisiert und die Abwanderung einkommensstärkerer Gruppen 

aus dem Quartier gestoppt wird“ (http://berlin.spd.de). Häussermann und Siebel (2004) 

beschreiben zwei gegensätzliche Theorien, die sich auf das homogene bzw. heterogene 

Zusammenleben von Menschen beziehen. Das ist zum einen die Kontakthypothese, die sich für 

soziale Mischung und gegen Segregation ausspricht und zum anderen die Konflikthypothese, die 

sich gegen soziale Mischung und somit zur Segregation wendet (Häussermann & Siebel, 2004, 

S. 179ff). 

 

Die Kontakthypothese 

Die Kontakthypothese geht davon aus, dass vermehrte soziale Kontakte zwischen verschiedenen 

Bevölkerungsgruppen Nähe fördern und das Wissen übereinander verbessern. Somit trägt soziale 

Mischung zum Abbau von Vorurteilen bei und verstärkt die Toleranz untereinander. Damit wird 

auch Integration, gerade ausländischer Bevölkerungsgruppen, gefördert. Fremde und/oder Arme 

dringen ins Bewusstsein der Bevölkerung, wenn sie in ihrem Alltag präsent sind. Die Hypothese 

vermutet ausserdem, dass sozial gemischte Quartiere sehr viel regenerationsfähiger sind. Wer 

zum Beispiel durch einen beruflichen Aufstieg mehr Geld zur Verfügung hat, muss nicht not-

wendigerweise aus seinem bisherigen Wohnquartier wegziehen, da er auch dort bessere 

Wohnungen findet. Würde sich jedoch in einem solchen Quartier Armut konzentrieren, würde 

dies als Konsequenz zu einer Verschlechterung des Güter- und Dienstleistungsangebotes führen. 

Dies hätte wiederum eine Abwanderung von Mittelschichthaushalten zur Folge (Häussermann & 

Siebel, 2004, S. 180f).  

 

Die räumliche Ballung sozial benachteiligter Gruppen erleichtert es betroffenen Menschen, sich 

ins eigene Milieu zurückzuziehen. Ihre räumliche Konzentration erhöht aber auch ihre Sichtbar-

keit und könnte damit unter Umständen Gefühle der Bedrohung bei der Mehrheit wecken. 

Dadurch können bereits vorhandene Konflikte noch verschärft werden. Trotz aller positiven 

Wirkungen, die sozialer Mischung zugeschrieben werden, ist es eine Tatsache, dass sich die 

Grossstadtbevölkerung in segregierte Gebiete sortiert, in denen diejenigen zusammenleben, die 

zusammengehören. Eine räumliche Trennung von Quartieren also, die in sich ethnisch und/oder 

sozial homogen sind. In solchen Gebieten entstehen Kolonien, in denen gemeinsame Normen 

und Bräuche gepflegt werden können. Allen Bevölkerungsgruppen gemein ist das Bedürfnis 

nach sozial vertrauter Umwelt, ähnlichen oder gleichen Verhaltensweisen und Wertmassstäben. 
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Das Bedürfnis nach Prestige und Ansehen und auch das Bedürfnis nach Abgrenzung gegenüber 

anderen sozialen Schichten ist ein universelles Phänomen, das bei allen Bevölkerungsschichten 

auftritt, auch in den untersten. 

 

Die Ablehnung von Segregation bzw. die Befürwortung der Durchmischung steht in einem 

gewissen Widerspruch zu empirischen Ergebnissen, welche bisher allenfalls schwache 

Zusammenhänge von Quartiersausstattungen und dem Verbleiben in Armut konstatieren können. 

Keine wissenschaftliche Arbeit hat bislang auch nur andeutungsweise zeigen können, welche 

„soziale Mischung“ die „richtige“ ist, um die Integration unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen 

zu unterstützen. Es kommt vielmehr auf die politische und soziale Kultur des Miteinander-

Umgehens vor Ort an: Haben alle Gruppen die gleichen Rechte an der Partizipation in ihrem 

unmittelbaren Lebensumfeld? Wie steht es um die Gleichheit der staatsbürgerlichen Rechte? 

Werde ich in meiner Wertvorstellung akzeptiert und kann ich diese demonstrativ leben? Wen 

störe oder „bedrohe“ ich damit? 

 

Die Konflikthypothese 

Die Konflikthypothese besagt, dass ein dichtes Nebeneinanderwohnen verschiedener Lebens-

weisen zu Unverträglichkeiten, Reibungen und Konflikten führt. Die Befürworter der Konflikt-

hypothese folgern daraus, dass Konflikte überwunden werden können, indem man Quartiere 

„sozial entmischt“, man ersetzt soziale Distanz durch räumliche Distanz. Man zieht freiwillig in 

eine Nachbarschaft, in der man seinesgleichen findet. Soziale Gruppen segregieren sich also 

auch zur Vermeidung von Konflikten (Häussermann & Siebel, 2004, S. 182f).  

 

Die Befürworter/innen der Segregation heben die Vorteile vor allem für Zuwanderer hervor. Sie 

sind besonders auf informelle Netzwerke angewiesen. Das Zusammenwohnen mit Ihresgleichen 

garantiert Einwanderern eine verlässliche soziale und psychische Basis, ohne die ein Zurechtfin-

den in einer fremden Gesellschaft nicht möglich wäre. Einwandererquartiere bieten neuen Zu-

wanderern Informationen und praktische Hilfen. Diese schützen vor Isolation und mildern den 

Schock der Fremde. Denn erst auf der Basis einer gesicherten Identität können sich Zuwanderer 

mit der neuen und fremden, sie umgebenden Gesellschaft auseinandersetzen. Die Gebiete zeich-

nen sich sehr häufig durch enge soziale Beziehungen aus, insbesondere durch Netzwerke der 

Migrant/innen, die als „soziales und kulturelles Kapital (nach Bourdieu)“ mittlerweile in den 

Einschätzungen dieser Quartiere an Bedeutung gewinnen und die durch eine „Entzerrung“ 

verloren gehen – damit geht oftmals das einzige Kapital von Armutsbevölkerung verloren.  
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Ein weiteres Argument gegen soziale Mischung ist, dass die räumliche Nähe von Menschen in 

gleichen Lebenssituationen und damit auch gleicher Interessenlagen die Organisationsfähigkeit 

fördert. Damit bietet sich eine wesentliche Voraussetzung, sich auch politisch Gehör zu 

verschaffen, da Probleme und Interessen die gleichen oder ähnlich sind. Lokale Schlüssel-

personen können als Gesprächspartner/innen für kommunale Eliten fungieren.  

 

Eine ausreichend grosse Konzentration einer ähnlich situierten Bewohnerschaft erleichtert aus-

serdem den Aufbau einer auf ihre Bedürfnisse zugeschnittenen Infrastruktur und eines entspre-

chenden Angebotes an Gütern und Dienstleistungen.  

 

Homogene soziale Netzwerke stiften ein positives Gefühl von Gemeinschaft. Gerade für von 

Armut und Arbeitslosigkeit betroffene Bewohner/innen bilden diese Netzwerke die Basis für 

einen Austausch, indem sie Defizite im ökonomischen Bereich durch soziale und kulturelle Nähe 

auffangen. Sozial homogene Nachbarschaften agieren in dem Sinne also als „kulturelles Schutz-

schild“.  

 

„Meist wird behauptet, die Segregation/Konzentration an sich sei nachteilig, weil sie die Inter-

Gruppenkontakte verhindere und daher Muster der Intoleranz gegenüber „den Anderen“ stärke. 

Diese Thesen stehen zumindest im Widerspruch zu der Tatsache, dass beispielsweise die örtliche 

Konzentration der Reichen und Wohlhabenden, der autochthonen Bevölkerung, der Inhaber hö-

herer Schulbildung etc. allenfalls zur Kenntnis genommen, nicht aber kritisiert oder gar 

„bekämpft“ wird, obwohl die höheren Einkommensgruppen die höchste Segregationswerte auf-

weisen“ (Breitfuss & Dangschat & Frey & Hamedinger, 2005, S. 8). 

 

1.3 Fazit 

Ich stelle fest, dass soziale Mischung nur eine Idealvorstellung ist, die in der Realität wohl nie-

mals erreicht werden kann. Denn es ist Realität, dass sich die obersten Schichten der Gesell-

schaft freiwillig segregieren. Auch die unteren Schichten der Gesellschaft leben in segregierten 

Gebieten, in den Quartieren, in denen Wohnen für sie bezahlbar ist. Man kann vielleicht von 

einer sozialen Durchmischung der Mittelschichten sprechen und diese anstreben wollen. Aber 

auch sie haben sich in den letzten Jahren so weit ausdifferenziert, dass auch bei ähnlichen 

Einkommen und Standards sehr unterschiedliche Lebensziele und -stile auszumachen sind. 

Wenn ich mit Bourdieu vergleiche, fühlen sich Menschen mit ähnlichem Habitus sicherer, man 
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fühlt sich dazugehörig und ist sich der Grenzen bewusst. Wenn demzufolge eine Segregation 

stattfindet, gibt dies Sicherheit und man fühlt sich weniger fremd. Die Frage nach sozialer 

Mischung „ja oder nein“ ist also falsch gestellt. Zuerst sollte die Frage nach einer guten 

Mischung gestellt werden, um wieder eine Ausgewogenheit zu erreichen, die ein reibungsfreies 

Zusammenleben ermöglicht.  

 

Denn obwohl viele Politiker/innen grosse Befürworter/innen der sozialen Mischung sind, der 

Kern von Stadterneuerungsprozessen ist fast überall die massive Verdrängung bisheriger 

Bewohner/innen (Beispiel: Neubau der Fachhochschule St.Gallen hinter dem Bahnhof) und das 

bedeutet vor allem für ärmere Bewohner/innen die Verschlechterung ihrer Lebensverhältnisse. 

Vor diesem Hintergrund lauten die Herausforderungen der Städte, diese Quartiere, die durch 

städtebauliche, ökonomische und soziale Missstände und Probleme gekennzeichnet sind, und die 

dort lebenden Menschen, wieder Anschluss an die städtische Entwicklung finden zu lassen.  

 

Mit dem Wissen über die ökonomische und soziale Zusammensetzung eines Quartiers lassen 

sich unterschiedliche Anreize zum Zu- oder Fortzug geben. Sowohl mit infrastrukturellen (z.B. 

Bau von Horten und Spielplätzen) als auch mit zivilgesellschaftlichen Massnahmen (z.B. 

kulturelle Veranstaltungen, Sozialräume, nachmittägliche Kinderbetreuung und Quartierfeste) 

können unterschiedliche Bewohner/innen im Quartier gehalten und damit eine funktionierende 

Mischung aufrechterhalten oder geschaffen werden. 
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II. Reaktion Deutschlands und der Schweiz auf soziale 

Benachteiligung in den Quartieren 

Deutschland ist schon seit einigen Jahren damit beschäftigt, soziale Benachteiligung mittels 

Bund-Länder-Programmen auszugleichen. In der Schweiz gibt es ebenfalls einige Quartierauf-

wertungsprojekte bzw. Projets urbains, deren Ziele ich im folgenden Kapitel beschreiben werde. 

Beim Lesen sei zu beachten, dass es in Deutschland räumlich etwas anders aussieht als in der 

Schweiz, deutsche Städte sind oft Grossstädte mit mehreren Hunderttausend Einwohner/innen 

und somit sind auch die Quartiere um einiges grösser.  

 

2.1 Deutschland: Bund-Länder-Programm  

„Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ 

Das Programm „Soziale Stadt“ wurde 1999 gestartet, um der zunehmenden sozialen und räumli-

chen Spaltung in den Städten entgegenzuwirken. Durch das Programm werden gegenwärtig in 

mehr als 447 Programmgebieten in rund 285 deutschen Städten und Gemeinden neue Heran-

gehensweisen in der Stadtteilentwicklung gefördert. Das Deutsches Institut für Urbanistik (2003) 

beschreibt in seiner Projektevaluation über das Programm den Anlass, die Ziele, Handlungsfel-

der und Programmgrundlagen wie folgt: 

 

2.1.1 Anlass des Programms 

Der wirtschaftliche und gesellschaftliche Umbruch zieht soziale Ungleichheit nach sich, vor 

allem in den Bereichen Erwerbsarbeit, soziale Beziehungen und soziale Rechte (erschwerter 

Zugang zu Angeboten, Institutionen und Lebensstandards). Diese soziale Ungleichheit tritt auch 

räumlich differenziert in Erscheinung: in einem tief greifenden sozialräumlichen Strukturwandel, 

der eine Fragmentierung mit auf- und abgewerteten Stadtteilen zur Folge hat (sozial-räumliche 

Segregation). Haushalte, die es sich leisten können ziehen aus den benachteiligten Gebieten weg. 

Die Gründe dafür sind unterschiedlich. Entweder im Interesse der Kinder, wegen der als proble-

matisch erachteten, nicht nur schulischen, sondern auch gesamten Situation im Gebiet oder 

wegen der allgemein angespannten Stimmung im Stadtteil. Die Bevölkerung in den benachtei-

ligten Stadtteilen ist von unterschiedlichen Ausgrenzungsprozessen betroffen: in ökonomischer 

Hinsicht (Arbeitslosigkeit), in institutioneller Hinsicht (Schranken zwischen ihnen und den poli-

tischen bzw. sozialstaatlichen Institutionen), in kultureller Hinsicht, wenn Stigmatisierung und 
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Diskriminierung zum Verlust des Selbstwertgefühls führen und schliesslich in sozialer Hinsicht, 

wenn durch soziale Isolation und das Leben in einem geschlossenen Milieu, die Brücken zur 

„normalen Gesellschaft“ verloren gegangen sind. Vielen Stadtteilen haftet ein Negativimage an, 

das bis zur Stigmatisierung reicht. Je mehr sich die problematische Situation in den Gebieten 

verfestigt, desto stärker wirken die Quartiere zugleich auch benachteiligend. Bundesweit haben 

sich so in den letzten zwanzig Jahren Stadtteile herausgebildet, die von gesamtgesellschaftlichen 

und gesamtstädtischen Entwicklungen weitgehend abgekoppelt sind. In diesen Gebieten häufen 

sich Benachteiligungen und Belastungen, die sich auf die Lebensbedingungen und 

Lebenschancen sowie Stimmungen und das soziale Klima im Quartier auswirken (Deutsches 

Institut für Urbanistik, 2003). 

 

Ohne sozialstaatliche Intervention würde sich die Abwärtsspirale in den Stadtteilen weiter 

drehen. Die hier ablaufenden Prozesse verstärken sich selbst, wenn sie nicht durch koordinierte 

Anstrengungen von Politik, Verwaltung, Bewohnerschaft, Wirtschaft und anderen lokal 

engagierten Akteuren unterbrochen werden. Mit dem Programm „Soziale Stadt“ sollen nun 

Revitalisierungs- und Entwicklungsprozesse angestossen, integrative Massnahmekonzepte 

erarbeitet und umgesetzt sowie die lokalen Selbstorganisationskräfte mobilisiert werden 

(Deutsches Institut für Urbanistik, 2003, S.12/13). 

 

2.1.2 Ziele, Handlungsfelder und Programmgrundlage  

Die Ziele des Programms sind: 

• Verbesserung der physischen Wohn- und Lebensbedingungen in den Stadtteilen 

(überwiegend baulich-investive, auf Gebäude, Wohnumfeld und öffentliche Räume 

bezogene Massnahmen und Projekte). 

• Verbesserung der individuellen Lebenschancen (Vermittlung von Wissen, Fertigkeiten 

und Fähigkeiten an Bewohnerschaft und lokale Akteure, Hilfen zur Selbsthilfe). 

• Integration und Vernetzung (Massnahmen und Projekte zur Vermittlung in Arbeitsmarkt 

und Wohnungsmarkt, zur Förderung von Stadtteilleben und Stadtteilwirtschaft).  

 

Dabei werden folgende Integrationsziele (im weitesten Sinne) verfolgt: 

• Mit dem Schlüsselinstrument „Quartiersmanagement“ soll eine horizontale und vertikal 

vernetzte Kooperations- und Managementstruktur auf Verwaltungs- und Quartiersebene, 

zwischen diesen Ebenen sowie mit allen anderen lokal relevanten Akteuren gewährleistet 
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werden, um insbesondere die Aktivierung und Beteiligung sowie die Vernetzung von 

Bewohnerschaft und lokalen Akteuren zu fördern und zu stützen. 

• Das Steuerungs- und Koordinationsinstrument „Integriertes Handlungskonzept“ dient 

dazu, im Dialog zwischen den entsprechenden Verwaltungsressorts, der Quartiersbevöl-

kerung und den lokalen Akteuren alle notwendigen Politik- und Handlungsfelder in die 

Entwicklung der Konzepte, ihre Fortschreibung und Umsetzung einzubeziehen.  

• Unter dem Ziel „Ressourcenbündelung“ sollen vorhandene Förderprogramme für den 

Einsatz in den Programmgebieten zusammengeführt und harmonisiert werden. 

• Der Titel des Programms „Soziale Stadt“ deutet auf ein weiters Integrationsziel: Die Aus-

wahl der Gebiete – der besondere Entwicklungsbedarf – setzt den Vergleich mit der 

Gesamtstadt voraus und rückt damit das Verhältnis von Stadtteil und Gesamtstadt ins 

Blickfeld; vor allem aber sollen die stadtteilbezogenen Integrierten Handlungskonzepte in 

Korrespondenz mit gesamtstädtischen Entwicklungskonzepten erarbeitet und umgesetzt 

werden.  

 

Handlungsfelder 

Das breite Spektrum der Probleme, aber auch der Potenziale, auf Basis derer die Programm-

gebiete der Sozialen Stadt ausgewählt und abgegrenzt worden sind, spiegelt sich in den 

Handlungsfeldern von vielfältigen Massnahmen und Projekten, die zur Lösung der Probleme und 

Erschliessung der Potenziale eingesetzt werden. Massnahmen und Projekte lassen sich einem 

Katalog von 13 inhaltlichen Handlungsfeldern zuordnen. Ihre Planung und Realisierung werden 

durch die eher instrumentell-strategischen Handlungsfelder (Ressourcenbündelung, 

Quartiersmanagement, Aktivierung und Beteiligung. Integrierte Entwicklungs- bzw. 

Handlungskonzepte, Evaluierung und Monitoring) gestützt. Bei der Realisierung von 

Massnahmen und Projekten in allen Handlungsfeldern geht es auch darum, die unterschiedlichen 

Lebensrealitäten und Interessen von Frauen und Männern zu berücksichtigen (Gender 

Mainstreaming) (Bundtransferstelle Soziale Stadt, 2000 – 2007). 

 

Programmgrundlage 

Der Leitfaden zur Ausgestaltung der Gemeinschaftsinitiative „Soziale Stadt", die jährlich abzu-

schliessenden Verwaltungsvereinbarungen zwischen Bund und Ländern sowie Richtlinien und 

vielfältige Veröffentlichungen der Bundesländer geben weiterführende Informationen zur Pro-

grammumsetzung, die interessierten und beteiligten Personen als Arbeitshilfe dienen können.  
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2.1.3 Rückblick  

Die bisherige Umsetzung des Programms zeigt, dass ein richtiger Weg eingeschlagen worden ist, 

mit dem sowohl leistungsfähige organisatorische Strukturen der Stadtteilentwicklung aufgebaut 

und integrierte Handlungskonzepte erarbeitet, als auch impulsgebende Massnahmen und 

Projekte realisiert werden können. 

 

2.2 Schweiz: Projets urbains  

Die Homepage des Bundesamtes für Raumentwicklung ARE (www.are.ch) zeigt sehr deutlich 

den aktuellen Stand der Diskussion betreffend benachteiligter Quartiere in der Schweiz. Die 

nachfolgende Beschreibung ist unter der Rubrik „projet urbain“ zu finden. Viele Projekte und 

Unterlagen können herunter geladen werden. Im Folgenden möchte ich einen kurzen Einblick 

ermöglichen.  

 

2.2.1 Ziele 

Mit einem Projet urbain wird die Absicht verfolgt, einen bestimmten städtischen Raum - z.B. 

eine Brache oder ein peripheres, benachteiligtes Quartier - aufzuwerten. Es umfasst nicht nur 

bebaute Gebiete, sondern auch Freiräume und ermöglicht gleichzeitig die räumlichen und zeitli-

chen Aspekte sowie auch die verschiedenen Akteur/innen eines städtischen Raums 

einzubeziehen. 

 

Ein Projet urbain ist als Strategie für eine zukünftige, städtebauliche Entwicklung zu verstehen. 

Für Projet urbain besteht kein entsprechender Begriff auf Deutsch. Am ehesten ist Projet urbain 

mit «Programm zur Stadtteilaufwertung» oder zur «nachhaltigen Stadt-/Quartierentwicklung» zu 

übersetzen. 

 

Zweck eines Projet urbain ist es, die Lücke zwischen der Raumplanung im Sinne der Zuweisung 

von Nutzungen und Architektur im Sinne von Gestaltung konkreter Bauobjekte zu schliessen. 

Mit einem Projet urbain sollen konkrete Massnahmenstrategien unter Berücksichtigung sozialer, 

wirtschaftlicher, kultureller und ökologischer Aspekte umgesetzt werden. Die Vorhaben können 

über verschiedene und vielfältige Instrumente konkretisiert werden, wie z.B. durch Leitbilder 

oder Masterpläne. 
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2.2.2 Merkmale 

Die Projets urbains sind dadurch gekennzeichnet, dass sie sich an den Eigenheiten des 

betroffenen Gebietes orientieren. Trotzdem können einige Gemeinsamkeiten festgestellt werden:  

• Verbesserung einer bestehenden Situation: Die räumliche Situation erhält neue 

Qualitäten und wird aufgewertet.  

• Prozessorientierter Ansatz: Ein Projet urbain ist nicht das Bild eines zukünftigen 

Idealzustandes, sondern versteht sich als dynamische Abfolge konkreter Aktivitäten. 

Diese stützen sich auf ein langfristig angelegtes und klar definiertes städtebauliches 

Konzept.  

• Gesamtheitliches Herangehen: Projets urbains sind komplexe Prozesse, die soziale, 

wirtschaftliche, städtebauliche und ökologische Herausforderungen umfassen und deren 

Umsetzung sich über mehrere räumliche Ebenen erstreckt.  

• Interdisziplinarität: Die Projets urbains werden von interdisziplinären Teams betreut 

und sie erfordern eine Koordination des Know-hows.  

• Offener Zeithorizont: Ein Projet urbain ist nicht auf einen fixen Endtermin und Endzu-

stand ausgerichtet, sondern auf den Entstehungsprozess. Mit einem Projet urbain wird ein 

langfristig angelegter städtebaulicher Wandlungsprozess begleitet.  

• Offene Methode: Ein Projet urbain gibt kein bestimmtes methodisches Modell vor, 

sondern es dient als Leitlinie für eine interdisziplinäre und offene Zusammenarbeit.  

• Mediation und Organisation: Die Projektleitung (Stadtplaner/in, Mediator/in) sucht 

nach fachlich fundierten Lösungen, die zugleich Verhandlungen ermöglichen und einen 

Konsens fördern.  

2.2.3 Herausforderungen 

Die Projets urbains umfassen soziale, wirtschaftliche, städtebauliche und räumliche Aspekte, die 

je nach örtlicher Situation eine unterschiedliche Ausprägung aufweisen. Folgende Aspekte 

können dabei von Bedeutung sein: 
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Soziale Dimension 

• Sicherstellen der sozialen Durchmischung: z.B. wird den Bewohner/innen ermöglicht, so 

weit als möglich im selben Quartier zu bleiben, indem attraktive Wohnungen zu 

interessanten Preisen angeboten werden.  

• Einbinden der Bewohner/innen in das Vorhaben.  

• Anbieten von Erholungsräumen und Verbesserung der Qualität der bestehenden Räume 

unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der Bewohner/innen. 

 

Wirtschaftliche Dimension 

• Förderung von Public-Private Partnership's und Suche nach verschiedenen 

Investor/innen.  

• Einführung innovativer Formen von Marketing.  

• Schaffung von Arbeitsplätzen für die Bewohner/innen des Quartiers, indem die 

Ansiedlung neuer Unternehmen gefördert wird.  

• Förderung der Nahversorgung durch Läden und Restaurants, um eine Quartieridentität zu 

schaffen.  

• Förderung privater Investitionen auf dem Wohnungsmarkt. 

• Anreize setzen für eine Nutzungsdurchmischung. 

 

Räumliche und städtebauliche Dimension 

• Weiterentwicklung des städtischen Gefüges unter Berücksichtigung der zeitlichen 

Dimension und der nachhaltigen Entwicklung.  

• Sicherstellung einer guten Erschliessung mit dem ÖV.  

• Bauliche und funktionale Vernetzung von Neuem mit Bestehendem.  

• Sicherstellung einer kohärenten Bodennutzung unter Respektierung der umliegenden 

Landschaft.  

• Realisierung der nötigen Quartierinfrastrukturen. 
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2.2.4 Schweizer Kontext 

In diesem Kapitel wird ein Überblick über die Situation in der Schweiz gegeben, indem eine 

Reihe von Projekten vorgestellt werden. Der Bund hofft, auf diesem Weg derartige Projekte zu 

fördern und das vorhandene Know-how besser vernetzen können. 

 

In der Schweiz ist der Begriff des Projet urbain innerhalb der öffentlichen Verwaltung noch nicht 

so verbreitet wie in unseren Nachbarländern, die von der Unterstützung europäischer Programme 

und nationaler Politiken profitieren. Jedoch stellt man fest, dass in den Grossagglomerationen 

verschiedene Programme im Gange sind, in den kleinen und mittleren Agglomerationen jedoch 

wenige Projekte lanciert werden, obwohl das Potenzial dafür vorhanden wäre. Dies hat mehrere 

Gründe: 

• auf politischer Ebene: Die Quartiererneuerung basiert meist auf privaten oder/und 

lokalen Initiativen und nicht auf der Bundespolitik. Es existiert keine vom öffentlichen 

Sektor koordinierte finanzielle Unterstützung.  

• auf städtebaulicher Ebene: Im Gegensatz zu andern europäischen Ländern, gibt es in 

der Schweiz bis anhin vergleichsweise wenig Quartiere mit einer starken Konzentration 

sozio-ökonomischer Probleme.  

• auf historischer Ebene: In der Schweiz gab es in der Nachkriegszeit keine dringende 

Wiederaufbauarbeit und auch keine grossen Immigrationswellen in den 60er- und 70er-

Jahren, die zur Ansiedlung von Zuwanderern in neuen Quartieren an den Stadträndern 

führten.  

Die häufigsten Projets urbains betreffen die Quartierentwicklung, die Umnutzung von Brachen 

und die Entwicklung periurbainer Quartiere. 

 

2.2.5 Projekttypen 

Es ist schwierig bis unmöglich, die Projets urbains in eindeutige Kategorien einzuordnen. Jedes 

Projet urbain kann aus mehreren Arten von Aktivitäten zusammengesetzt sein. Es wird 

nachfolgend trotzdem versucht, einen Überblick über die häufigsten Typen von Projets urbains 

in der Schweiz zu geben: 
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Quartierentwicklung 

Bewohnte Quartiere, die renovationsbedürftig sind oder räumliche und soziale Missstände 

aufweisen. Durchführung ganzheitlicher Aktivitäten, die auf die Aufwertung der Quartiere und 

der öffentlichen Räume abzielen. Einige Besonderheiten: 

• Schaffung eines besseren Lebensraums für die Anwohner/innen 

• Zusammenarbeit mit den Bewohner/innen 

• Umsetzung punktueller Massnahmen, um ein attraktives Umfeld für Investor/innen zu 

schaffen 

• Anpassung von Nutzungen, die nicht mehr den Bedürfnissen des Quartiers und den 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen entsprechen 

• Massnahmen für den Abriss/Wiederaufbau von schwierig zu renovierenden Gebäuden 

Einige Umsetzungsbeispiele: Grünau in Zürich, Integrale Aufwertung Kleinbasel (IAK) in Basel, 

Nachhaltige Quartierentwicklung Basel-/Bernstrasse (BaBeL) in Luzern. 

 

Umnutzung von Brachen 

Gelände, die von der Industrie, der Eisenbahn oder vom Militär nicht mehr genutzt werden, sind 

oft gut gelegen und erschlossen und erstrecken sich über grosse Flächen. Ihre Umnutzung ist 

eine Chance für die Stadtentwicklung. Einige Besonderheiten: 

• Ermutigung zur Zwischennutzung, um einen lebendigen und reizvollen Standort zu haben 

• Lancierung eines Prozesses der Zusammenarbeit zwischen den Stakeholdern 

• Sicherstellung der Finanzierung des Umnutzungsprozesses (Ausarbeitung einer 

Standortdiagnose, Vorbereitung des Geländes, Abriss von Gebäuden, die nicht renoviert 

werden können, usw.) 

• Aufteilung des Standorts in Parzellen, um die Suche nach mehrere Investor/innen zu 

erleichtern 



Reaktion Deutschlands und der Schweiz auf soziale Benachteiligung in den Quartieren 

23/66 

• Entwicklung städtebaulicher Zukunftsperspektiven, die bestehende Bedürfnisse 

berücksichtigen und gleichzeitig den zukünftigen Konjunkturschwankungen angepasst 

werden können 

Einige Umsetzungsbeispiele: Zürich West in Zürich, Sulzer-Areal in Winterthur, Quartier 

Ecoparc in Neuenburg, Erlenmatt in Basel 

 

Entwicklung periurbaner Quartiere 

Teilweise bewohnte Quartiere, die Teil der Agglomerationen sind und die kranzförmig um die 

Stadt gelegen sind. Diese Orte sind strategisch günstig, weil sie eine Pufferzone zwischen der 

Kernstadt und den peripheren Gemeinden darstellen. Einige Besonderheiten: 

• Die Standorte weisen eine besonders komplexe Morphologie auf 

• Diffuse und ungeordnete urbane Struktur (Zwischenstadt)  

• Aufwertung der öffentlichen Räume und der Landschaft 

• Schaffung einer städtebaulichen Identität  

Einige Umsetzungsbeispiele: Salina Raurica, Ouest lausannois. 

 

Wie weiter mit Projets urbains?  

Das Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) hat eine Reihe von Veranstaltungen initiiert, um in 

Form eines Erfahrungsaustausches bestehendes Wissen und Know-how zu vermitteln. Ziel der 

Workshops ist es, anhand von Erfahrungen aus laufenden Projekten ausgewählte Themen zu 

reflektieren. Das ARE will auf der Basis dieser Treffen ein Netzwerk von Fachleuten schaffen. 

Ziel ist es, den Erfahrungsaustausch zu erleichtern, die Thematik der Projets urbains in der 

ganzen Schweiz bekannt zu machen und die schweizerischen Besonderheiten bei der Umsetzung 

derartiger Projekte zu diskutieren. 

Um eine möglichst breite Auswahl an Beispielen anbieten zu können, sind alle Personen, die in 

ihrer täglichen Arbeit mit solchen Vorhaben der Stadtentwicklung konfrontiert sind und die sich 

an Überlegungen zu den Projets urbains beteiligen möchten, eingeladen, Informationen über 

Schweizer Projekte zukommen zu lassen. 
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2.3 Fazit 

Der Bund setzt in erster Linie auf soziale Durchmischung in den Quartieren. Diesen Aspekt finde 

ich sehr spannend. Diese Strategie ist bestimmt wünschenswert, doch nach meinen 

Erkenntnissen aus der Literatur auch eine grosse Herausforderung. Ebenso sind vor allem 

räumliche und bauliche Aufwertungen das Ziel der  Projects urbains. Es soll eine Nachhaltige 

Entwicklung stattfinden und eine Nutzungsdurchmischung angestrebt werden. Dem Bund ist es 

auch wichtig, die Bevölkerung in die Vorhaben mit einzubeziehen und nach ihren Bedürfnissen 

zu handeln. Spannend hierbei die Frage, ob eine soziale Durchmischung wirklich das Bedürfnis 

der Bevölkerung ist?  
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III. Praxisteil: Fokus Stadt St.Gallen 

Im dritten Kapitel wende ich mich ganz der Stadt St.Gallen zu. Beginnen werde ich mit einem 

kurzen Einblick in die Geschichte und die Raumgliederung der Stadt. Dann folgen statistische 

Angaben sowie die Sicht und Ideen von Einzelpersonen und Arbeitsgruppen zur Quartierent-

wicklung in St.Gallen. Am Ende des Kapitels benenne ich einige benachteiligte Quartiere in 

St.Gallen.  

 

3.1 Die Stadt St.Gallen 

3.1.1 Geschichte und Einfluss auf die Quartiere 

St. Gallen besteht nebst der alten Stadtgemeinde (bis 1798 freie Reichsstadt und Republik St. 

Gallen) aus den ursprünglichen Dörfern und Weilern Bruggen, Hafnersberg, Heiligkreuz, 

Kräzern, Krontal, Lachen, Neudorf, Notkersegg, Riethüsli, Rotmonten, St. Fiden, St. Georgen, 

Sittertal, Tablat und Winkeln. Sie gehörten zu den Gemeinden Straubenzell und Tablat und 

wurden 1918 in die Stadt eingemeindet.  

 

Die Stadt liegt zwischen zwei parallel verlaufenden Hügeln, dem Rosenberg im Norden und dem 

Freudenberg im Süden. Das Tal, das auf einer Ost-Westachse liegt, wird im Westen durch die 

tiefe Sitterschlucht begrenzt, im Osten fliesst die Steinach aus der Stadt heraus Richtung 

Bodensee. Vom Freudenberg, der mit den Drei Weieren ein beliebtes Naherholungsgebiet ist, 

kann man bei günstiger Sicht den kompletten Bodensee, das Thurgau sowie den Süden 

Deutschlands sehen. Wegen der speziellen Topografie der Stadt wird St. Gallen auch die Stadt 

der Tausend Treppen genannt, da viele Treppen den Freuden- als auch Rosenberg hinauf führen. 

 

Stadtgliederung 

Die Stadt teilt sich heute in drei Stadtkreise, West, Zentrum sowie Ost, welche wiederum in 

Quartiergruppen und Quartiere eingeteilt sind. 
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Quartiergliederung 

Kreis West: Der Stadtkreis West erstreckt sich von Lachen, über Bruggen bis nach Winkeln. 

Kreis Zentrum: Das Zentrum streckt sich vom Rosenberg in die Innenstadt bis nach St. Georgen 

beziehungsweise Riethüsli. St.Jakob und Linsebühl-Dreilinden gehören ebenso zum Kreis 

Zentrum. 

Kreis Ost: Der Stadtkreis Ost beginnt bei St.Fiden und erstreckt sich über die Langgass-

Heiligkreuz in Richtung Rotmonten, wie auch Notkersegg sowie Neudorf. 

 

 
Abbildung 1, Raumgliederung der Stadt St.Gallen, Statistische Quartiergruppen 

 

3.1.2 Statistische Daten und räumliche Daten der Gemeinde 

Allgemeine Daten 

Im Juni 2007 lebten total 70'150 Personen in der Stadt St.Gallen, davon sind 33'699 männlich 

und 36'451 weiblich. 51'662 Personen haben eine Schweizer Staatsbürgerschaft, 18'488 sind 

Ausländer/innen (26,4 %).  

Die Stadt verfügt über eine Fläche von total 39,4 km². Diese verteilt sich wie folgt: Ost 22,3 km², 

Zentrum 3,9 km² und West 13,2 km². Der tiefste Punkt liegt mit 496 m.ü.M im Goldachtobel und 

der höchste Punkt mit 1074 m.ü.M. im Birt. Der Weg von Nord bis Süd ist 6,2 km lang und von 

Ost bis West 11,8 km.  
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Wohnungsstatistik 

Im Januar 2006 hat die Stadt St.Gallen in Zusammenarbeit mit dem Amt für Statistik einen 

Bericht „Wohnen in der Stadt St.Gallen“ innerhalb der Publikations-Reihe „Stadtstatistik 

aktuell“ herausgegeben. Die Zahlen stammen allesamt aus Daten der Volkszählung 2000. Auf 

Basis dieser Daten kann in einem intrastädtischen Vergleich herausgearbeitet werden, welche 

Unterschiede innerhalb des städtischen Wohnungsmarkts bestehen und wie die einzelnen Stadt-

teile zur Gesamtentwicklung der Stadt beitragen. Die wichtigsten Aussagen in Bezug auf die 14 

St.Galler Quartiergruppen (im folgenden Quartier genannt) fasse ich nun tabellarisch und im 

nachfolgenden Text zusammen. 
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 Langgasse-

Heiligkreuz 

St.Fiden Neudorf Notkersegg Rosenberg Rotmonten Linsenbühl

-Dreilinden 

Innenstadt Lachen Bruggen Winkeln 

Anzahl Wohnungen 

- die meisten Wohnungen 

- die wenigsten Wohnungen 

 

x 

 

x 

 

x 

     

 

x 

  

x 

 

Wohnungsbestandes 

- höchster Zuwachs 

- höchste Abnahme 

 

x 

 

 

x 

 

x 

  

 

x 

     

x 

 

x 

Wohnfläche  

- Zunahme 

- Abnahme 

  

 

x 

 

x 

 

 

x 

 

 

x 

 

x 

  

 

x 

 

 

x 

 

x 

 

x 

Grosse/kleine Wohnungen  

- ½  = 5 Zi-Whg u. mehr  

- ¾ = 3 und 4 Zi-Whg 

- ¹/3 = 1 und 2 Zi-Whg 

  

 

x 

    

x 

 

 

 

x 

 

 

 

x 

   

 

x 

Alter der Gebäude 

- älteste Gebäude 

- neueste Gebäude 

   

 

x 

    

x 

 

x 

   

Bevölkerungsentwicklung  

- höchste Zunahme  

- höchste Abnahme 

    

 

x 

 

 

x 

   

 

x 

   

x 

Tabelle 1, Darstellung des Wohnungsbestandes in der Stadt St.Gallen, selbst erstellt 
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• Der städtische Wohnungsmarkt stellt alles andere als ein homogenes Gebilde dar und ist 

ein Abbild des stetigen Auf und Ab der innerstädtischen Entwicklung.  

• Durchschnittsgrössen der Wohnungen sind gestiegen auf 88 m2.  

• Wohnfläche pro Einwohner/in ist gestiegen auf 44 m2 (2000) 

• Die Werte belegen ausserdem, dass in Rotmonten die Wohnungen nicht nur viele Zimmer 

und eine grosse Wohnfläche haben, sondern dass sich diese grosse Wohnungsfläche auch 

wenig Bewohner/innen teilen.  

• Die Innenstadt stellt in erste Linie für Singlehaushalte eine bevorzugte Wohnlage dar. 

Diese stellt dort fast zwei Drittel aller Haushalte, während Haushalte mit Kindern sehr 

unterproportional vertreten sind. Dafür stellen die Haushalte mit Kindern in Bruggen und 

Winkeln einen weit überdurchschnittlichen Anteil der Haushalte. In Notkersegg leben 

aussergewöhnlich viele kinderlose Ehepaare, wohingegen die Nichtfamilien-Haushalte, zu 

denen auch die studentischen Wohngemeinschaften gehören, eine starke Präferenz für 

St.Jakob, die Innenstadt, Rosenberg und Linsebühl-Dreilinden aufweisen. Interessant auch 

die Tatsache, dass im Jahr 2000 bereits 45% der gesamtstädtischen Haushalte nur aus 

einer einzelnen Person bestanden.  

• Auf ein interessantes Detail sei noch am Rande aufmerksam gemacht: das Quartier 

St.Georgen steht geradezu perfekt für die Haushaltstypenstrukturen der Stadt St.Gallen. 

Jeder Haushaltstyp ist dort anteilmässig in etwa so vertreten, wie es dem städtischen 

Durchschnitt entspricht.  

• Es ist interessant zu betrachten, zu welchem Ergebnis das Zusammentreffen von Angebot 

und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt führt. Auf den ersten Blick scheint sich zum 

Mietpreis nach Zimmerzahl das erwartete Bild mit den guten Wohnlagen Rotmonten und 

Rosenberg an der Spitze des Mietniveaus zu ergeben. Ein differenzierter Blick offenbart 

jedoch, dass dieses Bild nicht für jede Zimmergrösse aufrechterhalten werden kann. So 

liegt die Innenstadt bei den Wohnungen mit zwei bis vier Zimmern durchwegs an der 

Spitze des Mietniveaus, während Rotmonten und Rosenberg sich erst bei den Wohnungen 

mit 5 und mehr Zimmern von den anderen Quartieren abheben und bei den Ein-

Zimmerwohnungen sogar relativ preisgünstig sind. In Lachen kann man sich günstig in 

grosse Wohnungen, im Riethüsli billig in mittelgrosse Wohnungen einmieten. Jedes 

Quartier hat aufgrund des bereits thematisierten Phänomens räumlicher Segregation seine 

eigenen Charakteristika hinsichtlich Wohnumfeld, sozialem Status und Erreichbarkeit, die 

es für bestimmte Bevölkerungsgruppen mit ihren spezifischen Nutzungsvorstellungen und 
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Einkommensverhältnissen attraktiv macht, es im Gegenzug aber für andere Bevölkerungs-

gruppen eher unattraktiv wirken lässt. Konkret: Rotmonten ist für ein zahlungskräftiges 

Klientel mit hohen Ansprüchen an Flächenangebot und Wohnungsausstattung sicherlich 

ein attraktives räumliches Segment des St.Galler Wohnungsmarkts, was sich in den 

Mieten der nachgefragten grossen Wohnungen entsprechend niederschlägt. Aus dem 

Rahmen fällt das in den 90er Jahren oberhalb der Diagonalen liegende Quartier Lachen. 

Von allen Quartieren kam es nur dort zu einem Rückgang der Wohnfläche pro Kopf. Zwar 

nahmen sowohl Bevölkerungszahl als auch Wohnfläche ab, der Rückgang der Wohnfläche 

war mit einem Minus von 2,9% aber etwas höher als der Rückgang der Bevölkerung (-

1,5%). Im Jahr 2000 also jede Bewohnerin und jeder Bewohner im Durchschnitt über 

weniger Wohnfläche als es noch 1990 der Fall gewesen war. Dies ist ein klarer Hinweis 

darauf, dass es in den 90er Jahren in Lachen vermutlich zum Zuzug einkommens-

schwächerer Bevölkerungsgruppen gekommen ist, die sich weniger Wohnraum leisten 

konnten bzw. die gleiche Wohnfläche im Schnitt mit mehr Menschen bewohnen. 

• Rotmonten hat den grössten Eigentumsanteil von fast 50%, Notkersegg 36%, St.Georgen 

und Winkeln deutlich über 20%. Am Ende der Skala liegen wenig überraschend Quartiere 

wie die Innenstadt, Linsebühl-Dreilinden und Lachen.  

 

Fazit  

Einen der Hintergründe für innerstädtische Disparitäten und gegensätzliche Entwicklungen 

stellen Prozesse der "räumlichen Segregation" dar. Die Bewohner/innen lassen sich innerhalb der 

Stadt St.Gallen nicht an beliebigen Orten nieder, sondern siedeln sich in Abhängigkeit 

bestimmter Merkmale wie Sozialstatus, Familienstand oder ethnischer Zugehörigkeit sehr stark 

räumlich konzentriert an. Dies schlägt sich zwangsläufig auch auf den Wohnungsmarkt nieder.  

 

Eine Benachteiligung eines Quartiers mit der Wohnungsstatistik ist nicht auszumachen, denn sie 

zeigt, dass es für jeden Bedarf Wohnungen in St.Gallen gibt. Darüber, wer welche Wohnungen 

aus welchem Grund mietet, gibt sie wenig Auskunft. 

 

Statistische Daten der Volkzählung 2000 

Ich habe die Methode „Statistische Daten auswerten“ gewählt, um diese dann mit den 

Ergebnissen aus den Interviews zu ergänzen. Das Amt für Statistik hat mir die gewünschten 

Daten zur Verfügung gestellt. Die verfügbaren Datenquellen erlauben nicht nur Aussagen auf der 

Ebene der Stadt St.Gallen, sondern liefern im Falle der Volkszählung Daten auch auf Ebene der 
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Quartiergruppen und Quartiere. Aus zwei Gründen soll an dieser Stelle für die vertiefte 

intrastädtische Betrachtung jedoch nicht die tiefstmögliche Ebene der statistischen Quartiere, 

sondern die nächst höhere Ebene der 14 St.Galler Quartiergruppen gewählt werden. Zum einen 

haben die Quartiergruppen eine stärkere Verankerung im Alltagswissen der Menschen und 

lassen sich leichter räumlich einordnen als die sehr kleinräumigen statistischen Quartiere. Zum 

anderen verringern sich mit jeder räumlichen Ebene die zur Verfügung stehenden Fallzahlen, so 

dass ganz kleinräumige Analysen wie solche auf Quartiersebene sehr stark von einzelnen Bau-

projekten oder auch Zufälligkeiten beeinflusst werden können. Vor diesem Hintergrund stellen 

die Quartiergruppen eine geeignete Basis für den intrastädtischen Vergleich dar.  

 

Um die vorhandenen Daten auszuwerten bin ich wie folgt vorgegangen:  

Am Anfang stand die Frage: Welche Kriterien können zu Benachteiligung führen bzw. welche 

Personengruppen sind am ehesten benachteiligt? Durch Befragungen und durch die bisherigen 

theoretischen Erkenntnisse6 bin ich auf folgende Personengruppen gestossen, die eher 

benachteiligt sind:  

• Ausländer/innen – hier aber vor allem Leute, die kein Deutsch verstehen und sprechen.  

• Personen, die von Armut betroffen sind: Sozialhilfebezüger/innen/Erwerbslose/ 

ungelernte Angestellte, Familien mit vielen Kindern und Alleinerziehende 

• Alte Menschen, wenn der Zugang zur Nahversorgung nicht gewährleistet ist 

In einem zweiten Schritt habe ich die Daten nach diesen Kriterien ausgewertet, um in einem 

dritten Schritt die Frage nach den Quartieren, welche demzufolge als benachteiligt gelten, zu 

beantworten.  

 

Ergebnisse 

Ich habe die Statistiken erhalten über die Themen Alter, Staatangehörigkeit, Hauptsprache, 

Erwerbslose und Haushaltstyp. Ausgewählt habe ich die folgenden Kriterien, welche zu sozialer 

Ungleichheit führen können:  

 

• Nationalität = Code 1  

• Fremdsprachigkeit = Code 2 

• Erwerbslose und ungelernte Angestellte = Code 3  

• Prozentual zur Anzahl Bewohner/innen überdurchschnittlich viele Kinder = Code 4 

                                                 
6 Vgl. auch Bundesamt für Statistik: Lebensstandard und soziale Benachteiligung in der Schweiz, Neuenburg, 2002 
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• Alleinerziehende = Code 5  

• Menschen über 65 Jahre = Code 6  

 

Die Zahlen des Amtes für Statistik habe ich jeweils prozentual ausgerechnet und die 14 

Quartiergruppen miteinander verglichen. Die Quartiergruppen, welche die höchsten Werte 

erzielten, haben jeweils den Nummern-Code erhalten. Hier die Auswertung:  

 
Quartiergruppen Nummern-Code für die höchsten 

Werte im Vergleich zwischen den 

Quartiergruppen 

Anzahl Codes  

d.h. Anzahl erfüllter 

Kriterien 

Winkeln 3,4,5 3 

Bruggen 1,3,4,5 4 

Lachen 1,2,3,4,5 5 

Rosenberg 1,2 2 

Riethüsli 1,4 2 

Innenstadt   

St.Jakob   

Linsebühl - Dreilinden 6 1 

St.Georgen   

Rotmonten 6 1 

Langgass - Heiligkreuz 1,2 2 

St.Fiden - Krontal 1,2,3 3 

Notkersegg 6 1 

Neudorf 4,5,6 3 

Tabelle 2, Auswertung der Benachteiligung nach Quartiergruppen, selbst erstellt 

 

Die Quartiergruppen mit den meisten Nummern-Codes sind demzufolge am meisten 

benachteiligt. 

 

Fazit 

Die grösste Benachteiligung zeigt sich im Quartier Lachen, gefolgt von den Quartieren Bruggen, 

Winkeln, St.Fiden/Krontal und Neudorf. Ebenso sollten die Quartiere Linsebühl-Dreilinden, 

Rotmonten, Notkersegg und Neudorf bezüglich dem Anteil an älteren Menschen beachtet 

werden. Für sie kann eine Benachteiligung entstehen, wenn der Öffentliche Verkehr nicht gut 

ausgebaut und die Nahversorgung nicht mehr gewährleistet ist. Erwähnenswert ist das Ergebnis, 

dass auf dem Rosenberg eine hohe Anzahl an Fremdsprachigen und Ausländer/innen lebt, zudem 
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aber auch der höchste Anteil an Personen des obersten Kaders und Managements. Das bedeutet, 

dass vermutlich eine andere Schicht von Ausländer/innen auf dem Rosenberg lebt.  

 

Sozialhilfestatistik 

Gemäss Anfrage verfügt das Sozialamt der Stadt St.Gallen über keine Statistik, welche zeigt, in 

welchen Quartieren die Sozialhilfebezüger/innen in St.Gallen leben. Rein gefühlsmässig gebe es 

in folgenden Quartieren jedoch viele Sozialhilfebezüger/innen: Lachen, Linsebühl-Dreilinden, 

Bruggen und Langgass-Heiligkreuz. Die Stadt St.Gallen verfügt über Wohnungen, die sie an 

bedürftige Menschen untervermietet, diese sind in der ganzen Stadt verteilt, vor allem aber in 

den Tal-Quartieren entlang den Haupt-Verkehrsachsen. Versuche, diese Menschen in Berg-

Quartieren unterzubringen sind gescheitert, weil es zu Streitigkeiten in der Nachbarschaft kam. 

 

Raumgliederung: Nutzungszonen 

Der Raumplaner, mit dem ich ein Interview durchführte, machte mich auf den Zonenplan mit 

den Nutzungszonen aufmerksam; dieser befindet sich im Anhang. Er muss bei Neu- und 

Umbauten beachtet werden, so darf z.B. kein Industriegebäude in eine reine Wohnzone gebaut 

werden. Interessant ist hier zu sehen, dass die Quartiere in die verschiedenen Lärmschutzzonen 

eingeteilt werden. Je dunkler die Farbe der Zone, desto benachteiligter ist das Quartier, weil es 

höheren Emissionen ausgesetzt ist. Ebenso lässt sich vieles betreffend Wohnqualität bezüglich 

Lärm ablesen. Mit meinem Laienverständnis habe ich versucht, die einzelnen Quartiere etwas zu 

beurteilen. Diese Beurteilung soll zeigen, mit welcher Brille der Raum St.Gallen ebenfalls 

betrachtet werden kann. Sie zeigt, welche Quartiere eher lärmbelastet sind. 

 
Quartiere Haupt-Zonen Bemerkungen 

Winkeln Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Industriezonen 

Landwirtschaftszonen 

Grünzonen 

Wohn- und Industriezonen sind stark getrennt. Wohnen ist 

angenehm, denn es hat viel Naherholung und die Industrie ist 

nicht störend. Der Anteil an Wohn-Gewerbezone ist relativ 

klein. 

Bruggen Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Gewerbe-Industriezonen 

Landwirtschaftszonen 

Grünzonen 

An der Zürcherstrasse und der Oberstrasse befindet sich die 

Wohn-Gewerbezone, am Berg vor allem die Wohnzone. Es ist 

sinnvoll, an den beiden grösseren Strassen eine Mischnutzung 

zuzulassen, damit die Wohnhäuser nicht direkt an der 

Hauptstrasse sondern eher in der zweiten Reihe gebaut werden 

können. 
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Lachen Wohnzonen  

Wohn-Gewerbezonen 

Grünzonen 

Das Quartier hat viele Wohn-Gewerbezonen. So kann an der 

Zürcherstrasse eine Mischnutzung entstehen. Einige 

Wohnhäuser befinden sich zwar direkt an der Hauptstrasse, 

aber vor allem in der zweiten Reihe. Die Mischnutzung hat den 

Vorteil, dass die Nahversorgung sehr gut ist. In Lachen gibt es 

Post, Migros, Denner, Apotheke etc.  

Rosenberg Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Kernzonen 

Grünzonen 

Das Quartier Rosenberg ist vor allem ein ruhiges 

Wohnquartier. Ausser an der Hauptstrasse, Nähe Zentrum ist 

eine Wohn-Gewerbezone und gehört schon zur Kernzone.  

Riethüsli Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Gewerbe-Industriezonen 

Grünzonen 

Landwirtschaftszonen 

Die Wohn- und Grünzonen befinden sich hauptsächlich am 

Berg, die Wohn-Gewerbezonen und die Gewerbe-

Industriezonen im Tal an der Hauptstrasse. In höheren 

Wohnlagen ist die Wohnqualität betreffend Lärm eindeutig 

höher. 

Innenstadt Kernzone 

Wohn-Gewerbezone 

Wer in der Innenstadt lebt, hat die Vorteile der Nahversorgung, 

muss aber auch mit höheren Lärmemissionen rechnen.  

St.Jakob Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Zonen für öffentliche 

Bauten 

Durch das Quartier führt eine grosse Hauptstrasse an welche 

die Wohn-Gewerbezone grenzt. Wenig Wohnzone ist im 

Quartier dafür ist mit dem OLMA-Areal ein grosser Teil mit 

öffentlichen Bauten. Wohnen ist nur an wenigen Orten 

attraktiv. 

Linsebühl-Dreilinden Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Landwirtschaftszonen 

In diesem Quartier lässt es sich gut bis sehr gut leben, wenn 

man das Leben nah an der Innenstadt liebt und etwas mehr 

Emission erträgt. Grüne Flächen sind ebenfalls am Berg 

vorhanden. Je weiter man am Berg wohnt, desto grösser wird 

die Ruhe.  

St.Georgen Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Grünzonen 

Landwirtschaftszonen 

St.Georgen ist vor allem ein ruhiges Wohnquartier, welches 

durch die Mischnutzung an der Hauptstrasse (etwas lauter) 

ergänzt wird. Viel Grün- und Landwirtschaftszonen sorgen für 

die Naherholung im Quartier. Das Quartier ist ein sehr schönes 

Wohnquartier. 

Rotmonten Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Grünzonen 

Landwirtschaftszonen 

Rotmonten liegt am Hang und verfügt über sehr gute 

Wohnverhältnisse (wenig Lärm) am Berg. Für Naherholung ist 

gesorgt. An der Hauptstrasse im Tal liegt die Wohn-

Gewerbezone in der es lauter ist.  

Langgass-Heiligkreuz Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Gewerbe-Industriezonen 

Grünzonen 

Landwirtschaftszonen 

Das Quartier wird durch ein laute Strasse zwei geteilt. 

Oberhalb der der Strasse, am Berg, liegt ein sehr grosses 

ruhiges Wohnquartier mit Naherholungsmöglichkeiten. An der 

Hauptstrasse sowie im Tal unterhalb der Hauptstrasse ist vor 

allem Mischnutzung mit etwas höheren Emissionen möglich.  
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St.Fiden-Krontal Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Gewerbe-Industriezonen 

St.Fiden-Krontal ist ein Wohn-Gewerbe-Quartier mit 

Nahversorgung, dafür etwas höheren Emissionen. Die 

Hauptrasse sind sehr laut. Je weiter weg von der Hauptstrasse, 

desto besser wird die Wohnqualität. 

Notkersegg Grünzonen 

Landwirtschaftszonen 

Wohnzonen 

Flächenmässig eines der grössten Quartiere ist Notkersegg. 

Das Quartier ist vor allem ein Gebiet mit Grünzonen und 

Landwirtschaftszonen. Die Wohnzone ist sehr ruhig und 

deshalb von hoher Qualität. 

Neudorf Wohnzonen 

Wohn-Gewerbezonen 

Gewerbe-Industriezonen 

Industriezonen 

Grünzonen 

Landwirtschaftszonen 

Das östlichste Quartier zeigt wiederum ein Gebiet mit vielen 

unterschiedlichen Nutzungen. Es gibt sehr schöne ruhige 

Wohnzonen, ebenso Wohnzonen mit etwas mehr Emissionen, 

dann eine Mischnutzung von Wohnen und Gewerbe an der 

Hauptstrasse und eine Industriezone. Die Naherholung 

angrenzend an die Wohnzonen ist gegeben.  

Tabelle 3, Blick auf den Zonenplan mit Nutzungszonen, selbst erstellt 

 

Fazit 

Die Industriezonen befinden sich ganz im Westen bzw. ganz im Osten. An den Hanglagen ist die 

Wohnqualität bezüglich Lärm und somit auch Luftqualität (Verkehr) am besten. Die grösste 

Benachteiligung ist an den Haupt-Verkehrsachsen gegeben, welche den ganzen Verkehr von Ost 

nach Westen und umgekehrt führen.  

 

3.1.3 Ergebnisse aus Interviews  

Es wurden 6 Interviews mit total 9 Personen geführt. Die Personen stammen aus der Verwaltung, 

aus privaten Unternehmen sowie Non-Profit-Organisationen. Ihre beruflichen Hintergründe sind 

Soziale Arbeit, Raumplanung, Architektur, Umwelt/Ökologie und Polizeiwesen.  

Ich habe in meiner Arbeit den Schwerpunkt auf Soziale Arbeit gelegt, finde es aber spannend, 

Bezüge zu anderen Disziplinen herzustellen, um das Bild zu vervollständigen. Folgende 

Interview-Fragen wurden gestellt:  

- Hat St.Gallen benachteiligte Quartiere? Wenn ja, welche? 

- Was bezeichnet benachteiligte Quartiere? Was bedeutet für Sie dieser Begriff? 

- Gibt es Quartiere mit einem schlechten Image? Wenn ja, welche? Warum? 

- Welche Quartiere haben ein gutes Image? 

- Ist Segregation in Ihrem Berufsfeld ein Thema?  

- Ist Durchmischung in den Quartieren wünschenswert? Vorteile? Nachteile? 

- Wie könnte eine Durchmischung erreicht werden? 
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- Wie hoch sollte die Durchmischung sein?  

- Durchmischung von welchen Faktoren? Ausländer/-innen, Arme, Alte?  

- Was könnte man für benachteiligte Quartiere tun?  

- Wessen Aufgabe ist das? 

Aus den Interviews erfolgten Gesprächsprotokolle, die wiederum in Kernaussagen zusammenge-

fasst wurden. Sie sollen wenig bis keine Rückschlüsse auf die befragten Personen zulassen.  

 

Zusammenfassung der Aussagen: 

Benachteiligte Quartiere in der Stadt St.Gallen 

Es sind sich alle Befragten einig: Die Stadt St.Gallen verfügt über benachteiligte Quartiere (z.B. 

Lachen, St.Fiden, Langgasse) bzw. benachteiligte Strassenzüge (z.B. Zürcherstrasse, 

Rorschacherstrasse). Im Allgemeinen sind die Talquartiere eher benachteiligt als die 

Bergquartiere. In der Zonenplanung (Nutzungszonen) ist gut ersichtlich, welche Quartiere 

benachteiligt sind. Ghettos gibt es in St.Gallen nicht! Die Kumulation von gleichen Problemen in 

dieser Art ist in der Schweiz nicht möglich. Es leben viele unterschiedliche Nationen zusammen, 

nicht eine Nation in einer Siedlung. 

 

Gründe für Benachteiligung 

Trennende Faktoren sind Verkehr, Lärm und schlechtere Luftqualität. Erhebungen zeigen auch, 

wo die Lärmbelastung höher ist, sind die Wohnungen günstiger. Diese Wohnungen werden oft 

von Ausländer/innen und sozial Schwächeren bewohnt, wie z.B. in den Quartieren Lachen und 

Langgass-Heiligkreuz. Das Abstimmungs-Ergebnis gegen die Zürcherstrasse (Aufwertung des 

Quartiers Lachen durch die Verschmälerung der Zürcherstrasse sowie Schaffung von 

Begegnungszonen) sei sehr traurig. 

 

Benachteiligt könnten sich ebenso ältere und behinderte Menschen fühlen, die neu einen 

Unterflur-Abfallbehälter erhalten und die 150 Meter Gehdistanz mit dem Kübelsack schwierig 

wird. Laut Umfragen sei dies in den Versuchsquartieren jedoch kein Problem, man hilft sich 

gegenseitig.  

 

Der Anteil an Ausländer/innen in den Schulen ist oft das Kriterium der Wohnungswahl. Ein zu 

hoher Ausländeranteil behindere die Sprachkompetenz.  
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Quartiere werden als benachteiligt angesehen, wenn sie einerseits eine hohe Segregation 

aufweisen oder andererseits die öffentliche Versorgung nicht gewährleistet ist. Dazu gehört bei-

spielsweise die Schule, die Jugendarbeit oder die Quartierplanung. Zum 2. Punkt ist zu sagen, 

dass St.Gallen nicht über benachteiligte Quartiere verfügt. Die Grundversorgung sei überall vor-

handen. Talquartiere im allgemeinen sind eher benachteiligt im 1. Punkt. Dafür müssten über die 

Grundversorgung hinaus, spezielle Bedürfnisse einzelner Quartiere berücksichtigt werden 

können z.B. Gemeinwesenarbeit, Frühförderung, Infrastruktur, Schulangebote, Freizeitstrukturen 

wie Parks, Plätze, Aufenthaltsräume, gedeckte Spielplätze etc.). 

 

Benachteiligung kommt auf die Betrachtung an. Stadtleben bedeutet enorme Vielfalt (Religion, 

arm/reich, soziale Kontrolle fehlt). Einige entscheiden sich bewusst für diese Vielfalt. Nachteil 

ist oft die Sprachlosigkeit in den Quartieren. Die Frage ist: Wie schaffen wir es, friedlich 

miteinander zusammen zu leben? 

 

Es gibt Mängel in einzelnen Quartieren z.B. verschnittene Quartiere durch eine Strasse. Die 

Quartiere sind teilweise in der Lebensqualität beeinträchtigt (ältere Häuser, Lärm durch 

Strassenverkehr). Die Nachbarschaftsproblematik hat oft mit dem Ort zu tun. Die Wohnqualität 

wiederum beeinflusst die Mietpreise (günstige Wohnungen). Benachteiligung kann sein, wenn 

die Anbindung an den Öffentlichen Verkehr und die Schule nicht gegeben ist, der Zugang zu den 

Ressourcen nicht ermöglicht wird und eigene Ressourcen der Leute fehlen, dies führt wiederum 

zu Ohnmacht. Die Leute schaffen es nicht, ihre politischen Rechte einzufordern und ihre 

Interessen zu vertreten. Ein weiteres Zeichen ist die hohe Fluktuation der Bewohner/innen sowie 

eine fehlende Interessensvertretung (wie viele Stadtparlamentarier/innen wohnen in 

benachteiligten quartieren?). Fragen stellen sich auch nach genügender Ausgestaltung von 

Tagesbetreuungs-Strukturen für Kinder (Horte) sowie nach Orten zur Freizeitgestaltung (Pärke, 

Spielplätze). Armut ist ein Teil der Benachteiligung, aber nicht nur. Günstige Wohnungen gibt es 

oft nur in diesen Quartieren. Wenn ich Geld habe und gesund bin, ist es egal wo ich wohne, ich 

kann mir Zugang verschaffen. Die wichtigste Frage ist deshalb, haben alle Bewohner/innen den 

Zugang zu Infrastruktur und Dienstleistungen. Ein Stressfaktor für ärmere Leute ist die Zunahme 

der Verinselung d.h. Schule, Freizeit, Hort ist nicht am gleichen Ort. Ebenso wird die 

Vereinsamung und das Verschwinden der Läden bzw. die Zugänglichkeit im sozialen Raum zu 

einem Problem für ältere Menschen.  

 



Praxisteil: Fokus Stadt St.Gallen 

38/66 

Die Quartiere sind sehr unterschiedlich und doch gibt es immer wieder in den einzelnen 

Quartieren Probleme. Problemquartiere gibt es nicht. Zum Beispiel gibt es im Sommer oft 

Probleme in St.Georgen (3 Weihern) und im Winter ist das Quartier absolut ruhig. Das Quartier 

Lachen ist nicht problematischer als andere Quartiere. Es gibt Quartiere mit einem höheren 

Anteil an Ausländer/innen, d.h. viele kulturelle Unterschiede, doch dies ist kein Problem. Die 

Innenstadt ist am meisten belastet, d.h. es gibt Probleme mit Alkohol und Gewaltsituationen. 

Dies in noch höherem Ausmass wenn sich viele Leute treffen, z.B. an einem Altstadtfest oder 

nach Fussballspielen. Immer wenn viele Leute an einem Ort sind, gibt es auch mehr 

Streitpotenzial. Interessenskonflikte gibt es auch punktuell in einzelnen Quartieren, wenn sich 

Jugendliche an Bus-Endstationen oder in Parks treffen (Lärm und Abfall stört die 

Anwohner/innen). Die Ghetto-Diskussionen sind unnötig und falsch, denn die Quartiere sind 

sehr ausgeglichen. 

 

Infrastruktur in den Quartieren 

St.Gallen ist mit Spielplätzen und Infrastruktur sehr gut versorgt. Die Freiraumversorgung 

(Spielplätze, Plätze) wird jedoch innerhalb der Erstellung des Richtplanes untersucht.  

 

Quartiere mit schlechtem Image 

Ein schlechtes Image haben Lachen und St.Fiden. Die Selbstwahrnehmung (Kurzumfrage durch 

Fachhochschul-Studierende nach dem Ghetto-Zeitungs-Artikel7 zeigt jedoch, dass die Innensicht 

der Quartierbewohner/innen sehr positiv ist. Einzig störend sei der Verkehr auf den grossen 

Quartierstrassen. Die Beurteilung des Images kommt deshalb auf den Blickwinkel an. Eine 

Imagekampagne könnte jedoch noch Sinn machen (unüberprüft). Das Lachen-Quartier ist 

stigmatisiert.  

 

Bevorzugte Wohnquartiere und ihre Funktionen 

Bevorzugte Quartiere sind St.Georgen und allgemein die Bergquartiere. Rotmonten und 

Rosenberg sind Luxusquartiere oder St.Georgen das Dorf in der Stadt. Winkeln sehr 

eigenständig, Lachen nimmt man wahr, man kennt das Museumsquartier. Jedes Quartier ist 

jedoch ein Puzzleteil. Ankommensquartiere für Neuzuzüger/innen in dem Sinne gibt es nicht in 

St.Gallen.  

 

                                                 
7 Entsprechende Zeitungsartikel sind im Anhang ersichtlich 
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Welche Segregationsfaktoren sind ein Thema in den unterschiedlichen Fachbereichen? 

Segregation ist ein wichtiges Thema in allen Fachbereichen. Früher war die Durchmischung von 

Arbeits- und Wohnräumen ein Thema, heute ist es Segregation von Schweizer/innen und 

Ausländer/innen. Ausländer/innen ziehen wieder Ausländer/innen an, weil sie gegenseitig Start-

hilfe bekommen. Das Soziale Netz ist ihnen wichtig. Segregation von Arm und Reich bzw. der 

Schichten ist Gegenstand der Diskussionen. In der Arbeit mit Armutsbetroffenen beispielsweise, 

da alte Häuser abgerissen werden, die Mieten nicht mehr zahlbar sind und ein Wohnungswechsel 

erfolgen muss. Die Segregation von Alter kann ebenso zu einem sozialen Problem werden. 

 

Quartiere verändern sich auch. Die Siedlung Russen im Quartier Winkeln war mal ein Quartier 

mit vielen Kindern und das gab oft auch zwischenmenschliche Probleme. Heute hat sich das 

eingependelt. 

 

Durchmischung ja oder nein? 

Eine Durchmischung ist wünschbar, aber eher unrealistisch, unsinnig oder ein sozialromanti-

scher Gedanke! Jede Stadt hat unterschiedliche Quartiere. Die Forderung nach Durchmischung 

müsste sonst auch für den Rosenberg gelten! Es ist nicht bewiesen, dass es Vorteile von 

Durchmischung gibt. Ziel soll sein, den Menschen einen besseren Zugang zu Ressourcen zu 

ermöglichen. Gleiches sucht sich auch, da Homogenität auch einfacher sein kann. Es stellt sich 

die Fragen nach Durchmischung wovon. Meist kommt als erstes: es hat zu viele 

Ausländer/innen. Doch die Integrationsdiskussionen stellen sich unter den verschiedenen 

Nationalitäten genau so, denn nicht alle Kulturen sind gleich. Durchmischung muss gewählt 

werden können – Zwang ist unrealistisch. Jedes Quartier ist eigenständig zu betrachten. Eine 

gute Durchmischung eines Quartiers ist nicht auf ein anderes übertragbar. Im Schulbereich wird 

oft die Durchmischung von Schweizern/Ausländern diskutiert, eine Änderung der Schulquartiere 

ist jedoch fast unmöglich. Eine These ist, dass die Talschulen viel reflektierter sind in Bezug auf 

ihr Quartier. St.Georgen hilft schon seit Jahren Albanien – wie helfen sich die Tal- und 

Bergquartiere? Könnte nicht auch eine Partnerschaft zwischen den Quartieren entstehen? Am 

Rand ist eine Durchmischung der Generationen noch ein Thema. Durchmischung hat mit 

Qualität und Preis zu tun: Raumplaner/innen können Dinge fordern und ermöglichen, aber nicht 

erzwingen. Die Wirtschaft steuert den Bodenpreis und dieser ist an höheren Lagen höher. Reiche 

Leute können sich diese leisten und wählen ruhigere Lagen. So ist die Durchmischung schwierig 

zu erreichen. Wer Wohlstand besitzt, leistet sich teureren Wohnraum. Der Wohnraum z.B. im 
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Lachenquartier ist günstig. Dies zieht niedrige Einkommen und Ausländer/innen an. Man hat 

versucht, mit dem Vonwil-Park (moderne teure Wohnungen) eine Durchmischung im Quartier 

anzustreben. Durchmischung von hauptsächlich Schweizer-Familien-Quartieren mit 

Ausländer/innen schafft auch „Fremdheitserfahrung“. Dies zeigt Beispiele im Quartier 

Oberhofstellen: In ein Einfamilienhaus ist eine neunköpfige Albanerfamilie eingezogen. Einiges 

hat sich im Quartier verändert bzw. die Leute reden. Mehr Menschen wohnen nun in diesem 

Haus (9 früher 4). Vier Autos stehen vor der Türe, nicht mehr zwei.  

 

In einem gewissen Sinne ist eine Durchmischung bestimmt wünschenswert. Ein Quartier in dem 

z.B. nur ältere Personen wohnen hat den Nachteil, dass nachbarschaftliche soziale Beziehungen 

zwischen alt und jung nicht stattfinden können. Ein Quartier, in welchem nur Ausländer/innen 

wohnen, erschwert den im Sinne einer Integration wünschenswerten nachbarlichen Dialog 

zwischen Schweizer/innen und Migrant/innen.  

 

Die Frage in benachteiligten Quartieren ist: Wie manage ich diese Vielfalt? Die Stadt soll hier 

eine Vorreiterrolle einnehmen. Wir müssen nicht Unterschiede abbauen, sondern damit leben. 

Beispiel: Wenn ein Schulhaus 60% fremdsprachige Schüler/innen hat, braucht es neben dem 

Regelmodell zusätzlichen Support (z.B. Klassenhilfe). Zudem braucht es mehr Spielgruppen und 

Horte. Bedürfnisse müssen quartierspezifisch angegangen werden.  

 

Massnahmen/Ideen 

Als Massnahmen werden folgende Ideen vorgeschlagen. Ich habe sie etwas kategorisiert: 

 

Quartierpolitik 

• In der Politik spricht man selten über die Quartiere. Es sei bestimmt kein quartier-

spezifisches Legislaturziel genannt. Es braucht eine Quartierpolitik! 

• Man muss weg vom standardisierten Quartierbild. Jedes Quartier individuell anschauen 

und den Bedürfnissen gerecht werden.  

• Wichtig ist, die Bedürfnisse der einzelnen Quartiere wahrzunehmen. Ein aktuelle 

Quartierbeobachtung/Reflexion fehlt (ausser durch Jugendarbeit und Quartierpolizei).  

• Eine Investition in benachteiligte Quartiere ist wichtig, das zeigt Wertschätzung.  

• Es muss eine Vision für die Quartiere über mehrere Direktionen entstehen, z.B. in einer 

Arbeitsgruppe. 

• Ein Atlas mit sozialräumlichen Daten ist nicht vorhanden, wäre aber durchaus sinnvoll.  
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• Quartiervertretungen durch Mitglieder im Stadtparlament sind im Moment nicht gegeben 

(Recherchen durch Michaela Hänggi ergeben folgendes Ergebnis (Stand April 2007): von 

den 63 Mitgliedern Wohnen im Osten 22, im Zentrum 29 und im Westen 12). 

• Fragen betreffend der Quartiereinteilung wurden gestellt: Was ist ein Quartier? Warum ist 

eine Quartiergrenze so sinnvoll? Viele bewegen sich heute nicht mehr im Quartier. Es gibt 

•  neu Lebenszentren z.B. eine Tankstelle wird zum Treffpunkt. Die Quartiervorstellung 

gibt es nicht mehr, das sind eher Schlafräume.  

• Die Lokale Agenda 218 muss umgesetzt werden.  

 

Präsenz im Quartier 

• Die Stadt soll in den Quartieren präsent sein (heute nur durch die Quartierpolizei und die 

Jugendarbeit).  

• Man muss Leute benennen, die koordinierende Aufgaben haben, Zugang in die 

Verwaltung haben und die partizipative Prozesse begleiten.  

• Quartierbüros/Stadtteilarbeit/Anlaufstelle ist notwendig.  

• Gemeinwesenarbeit (GWA) würde es brauchen. Nicht unbedingt quartierspezifisch, aber 

sozialraumorientiert. Aufsuchende Sozialarbeit wäre gut z.B. ein Projekt im Migros. Es 

braucht eine Anlaufstelle im Quartier mit Öffnungszeiten, zudem aber viele Projekte im 

öffentlichen Raum. Es braucht ein Budget, ein Büro und Projekte. Man soll sich die Frage 

stellen: Wo findet das Leben statt und dort hin gehen.  

• Fachtagung „Gemeinwesenarbeit in der Stadt St.Gallen“ wäre interessant. 

 

Schnittstellen Verwaltung – Quartier / Zusammenarbeit 

• Es müssen in der Verwaltung Verantwortliche für die einzelnen Quartiere benannt sein.  

• Die Sichtweisen der Politik und der Gemeinwesenarbeit müssen zusammengebracht 

werden.  

• Es braucht Schnittstellen (Schule, Verkehr...).  

• Die Vernetzung muss gefördert werden.  

• Die Vernetzung in den Quartieren läuft sehr gut, könnte aber noch gefördert werden. 

Vernetzungsgruppen wie das „Forum Quartier und Schule Heiligkreuz“ sollten mehr ge-

                                                 
8 Die Lokale Agenda 21 ist ein langfristiges Aktionsprogramm zur Förderung von nachhaltiger Entwicklung auf 

lokaler Ebene und basiert auf der Agenda 21, welche in Rio 1992 von 179 Nationen unterzeichnet wurde. 
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schaffen werden. Es sind sehr gute Ansprechpartner/innen für die Verwaltung. Die 

Problem-Innensicht des Quartiers ist anders als die Aussensicht.  

• Quartiervereine engagieren sich sehr unterschiedlich für die Anliegen im Quartier. Einige 

Quartiervereine setzen sich gut für ihr Quartier ein und spielen eine wichtige Rolle.  

 

Integrationspolitik 

• Die soziale Integration muss gefördert werden. 

• Zugang zu anderen Kulturen ist möglich über das Kulinarische. Eine Annäherung ist 

möglich. Begegnungszonen wären wichtig.  

• Es müssen mehr Plattformen zur Begegnung geschaffen werden z.B. 

Gemeinschaftszentren. Hürden können überwunden werden.  

• Wenn man an ausländische Menschen herankommen will, muss man herausfinden, wo 

Abhängigkeitsverhältnisse sind und diese nutzen: Beispiele: Arbeitgeber/in verpflichtet 

Arbeitnehmer/in zu einem Deutschkurs, damit eine Anstellung erfolgt. In der Schule 

könnte man die Eltern verpflichten, die ersten zwei Tage mit ihren Kindern in die Schule 

zu gehen, um die elterlichen Pflichten zu klären. Da sich Neuzuzüger/innen im 

Einwohneramt anmelden müssen, könnte eine Willkommenskultur gepflegt werden.  

• Quartierfeste sowie die Begrüssung der Neuzuzüger/innen durch den Quartierverein sind 

sehr wichtig. 

• Nutzlos sind fremdsprachige Einladungen und Flyer. 

 

Partizipation 

• Durch den Partizipationsartikel und das Partizipationsreglement9 wurde eine gute Grund-

lage in der Stadt St.Gallen geschaffen. Es braucht einen klaren Auftrag, Ressourcen und 

Professionalität. Dann muss man auf die Leute zu gehen, um Erwartungen zu wecken. Der 

Partizipationsartikel wäre eine Chance, die Anliegen der Quartiere aufzugreifen. Eine 

echte Interaktion fehlt jedoch bisher. Darin liegt grosses Potenzial.  

• Der Weg über die Zukunftswerkstätten ist grundsätzlich gut, müsste aber gut begleitet 

werden. Man muss lokale Bedürfnisse herausfinden. Das Problem dieser 

                                                 
9 In die neue Gemeindeordnung der Stadt St.Gallen ist ein «Partizipationsartikel» aufgenommen worden, der 
vorsieht, dass für Gruppierungen ohne Stimmrecht die Möglichkeit geschaffen werden kann, einen Vorstoss beim 
Stadtparlament einzureichen. Der Stadtrat und das Stadtparlament haben dazu ein Partizipationsreglement erlassen. 
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Zukunftswerkstätten ist, dass sich nur eine bestimmte Gruppe von Interessierten meldet 

und mitarbeitet. Dies sind nicht vordergründig die Bedürftigen. 

• Ein Quartierfonds, mit dem die Bevölkerung eigene Ideen umsetzen könnte, wäre 

sinnvoll. 

• Partizipative Rechte werden vermehrt von Schweizer/innen genutzt z.B. Opposition gegen 

Handy-Antennen. Für Ausländer/innen und psychisch kranke Menschen ist die Hürde oft 

zu hoch, sie bräuchten Unterstützung.  

 

Wohnungspolitik  

• Eine Möglichkeit sind Zuschüsse an Wohnungsmieten bzw. Senkung der Mieten für 

finanziell Schwächere, teilweise ermöglichen dies Wohnbaugenossenschaften.. Eine 

andere Idee ist, dass Hauseigentümer/innen Quoten erfüllen müssen. Das umgekehrte 

Vorhaben, Reiche an befahrene Strassen zu siedeln, ist unrealistisch. 

• Die Dichte ist in St.Gallen ein grosses Thema: Wo ist Bauen überhaupt noch möglich? 

• Steuerung von Planungsverfahren durch die Stadt ist möglich. Steuerung über Mietpreise.  

• Sanierungen von alten Häusern sind teuer. Stadt kann Hausbesitzer/in teilweise zwingen, 

wenn die Lärmbelastungen für die Mieter/innen zu hoch ist. Anreize für Hausbesit-

zer/innen schaffen ist schwierig. Allgemein wäre und sind Lärmschutzmassnahmen bereits 

eine Möglichkeit.  

 

Quartieraufwertungen und Bauen 

• Gestaltung von Aussenräumen, Spielplätzen, Freiräume schaffen, führt zu Quartier-

aufwertungen. Anstatt Projekt Zürcherstrasse „Strasse zum Leben“ sollte ein Projekt sein 

„Quartier zum Leben“.  

• Künftig wird es mehr Menschen geben, die sich nicht mehr selber versorgen können 

(Sozialpsychiatrie, IV, Alte). Die Versorgung wird immer schwieriger, weil das Geld 

fehlt. Diese Menschen werden immer häufiger im öffentlichen Raum anzutreffen sein. Es 

braucht daher mehr Treffpunkte/Parks bzw. einen Marktplatz.  

• Der neue Richtplan ist ein gutes Instrument, was zu tun ist. Er ist in Bearbeitung. 

• Ermöglichen von Quartieren mit Mischnutzung. So kann der Strassenlärm durch die 

Geschäfte abgeschirmt und die Wohnungen erst in zweiter Reihe gebaut werden. 

• Möglichkeiten zur Behebung von Lärm sind: Verkehrsberuhigung (30er Zonen) und 

Lärmschutzfenster, teilweise werden sie mitfinanziert vom Kanton. Wenn Grenzwerte 

überschritten werden z.B. bei Firmen, verfügt der Kanton Massnahmen wie z.B. eine 
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Lärmschutzwand. Ebenso bei Fussball- bzw. Kinderspiel-Lärm können Massnahmen 

gefordert werden. 

• Es soll auf saubere Quartiere (Littering, Graffitis) geachtet werden. Denn wo es sauber ist, 

lebt es sich besser.  

 

Wessen Aufgabe ist es, etwas für benachteiligte Quartiere zu tun? 

Es ist eindeutig eine städtische Aufgabe. Diese könnte jedoch mit verschiedenen Partner/innen 

angegangen werden. Die Aufgabe ist übergreifend über die Dienststellen anzugehen: Bauen, 

Sozialen Dienste, Amt für Gesellschaftsfragen etc. Letztlich ist die Politik gefordert zu 

entscheiden, ob und wenn ja, welche Massnahmen umgesetzt werden sollen. 

 

Es wären Projektgelder vorhanden (im Kapitel IV nenne ich welche). Eine Strategie wäre, ein 

Projekt mit fremden Mitteln aufzugleisen und wenn es sich als sinnvoll zeigt, die Finanzierung 

durch die Stadt zu gewährleisten.  

 

Rückblick auf Zukunftswerkstätten und aktuelle Projekte 

Die Zukunftswerkstätten waren und sind weiterhin sinnvoll. Es muss jedoch vorzeitig Geld 

gesprochen werden für Quartieraufwertungsmassnahmen, sonst nützt es nichts. Ein Quartierfond 

wäre sinnvoll. In den Zukunftswerkstätten sind keine Integrationsprobleme sichtbar geworden. 

Die Ausländer/innen sind trotz vielsprachigen Flyern nicht gekommen.  

 

Zurzeit läuft eine Anfrage aus dem Quartier Heiligkreuz. Ein Hilfeschreibrief, dass die 

Durchmischung im Quartier nicht mehr gegeben ist. Es hat zu viele Ausländer/innen und die 

Schweizer Familien ziehen weg. Innerhalb der Verwaltung findet nun eine Diskussion statt, 

welche Direktion zuständig ist.  

 

3.2 Fazit: Benachteiligte Quartiere in St.Gallen? 

Zusammenfassend und vergleichend zwischen den statistischen Daten und den Befragungen 

komme ich zu einem eindeutigen Ergebnis. Die Stadt St.Gallen verfügt über benachteiligte 

Quartiere! Die höchste Benachteiligung liegt im Quartier Lachen, dann folgen Bruggen, 

St.Fiden/Krontal, Winkeln, Neudorf und Langgass-Heiligkreuz. Dies sind vorwiegend 

Talquartiere, welche an den Durchfahrtsstrassen von Ost nach Westen und umgekehrt liegen. 

Hauptgründe für Benachteiligung sind gerade diese Strassen, denn dort ist der Wohnraum 

günstig und es haben sich viele sozial benachteiligte Menschen angesiedelt. Eine 
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Durchmischung fehlt. Falls sich die Stadt St.Gallen für Quartieraufwertungsmassnahmen und 

eine Quartierpolitik entschliesst, müsste in diesen Quartieren begonnen werden. Welche 

Massnahmen möglich sind, werde ich im Kapitel IV erläutern. 
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IV. Handlungsfelder einer sozialraumorientierten Stadtpolitik 

Das Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) hat im Rahmen seines Forschungsprogramms 

2001-2003 die Forschungsgruppe C.E.A.T (communauté d’etudes pour l’aménagement du 

territoire) mit einer Studie zu den Problemquartieren mittelgrosser Städte beauftragt. Einige der 

Massnahmen stammen aus diesem Bericht, andere aus den Interviews sowie aus der 

Fachliteratur.  

 

Die folgenden Umsetzungsmöglichkeiten sind als Vorschläge und Idee zuhanden des Stadtrates 

der Stadt St.Gallen zu verstehen. Ich würde mich freuen, wenn sich der Stadtrat für eine 

zukunftsgerichtete Quartierpolitik entscheiden würde.  

 

4.1 Quartierpolitik 

Unter Quartierpolitik wird der Zugang zu den Problemen auf Quartierebene verstanden. Sie 

strebt eine Entwicklungsstrategie an, welche diejenigen Mechanismen aufhalten kann, die eine 

positive Entwicklung verhindern. Sie berücksichtigt sämtliche Probleme auf Stufe Quartier 

sowie deren Vernetzung untereinander. Damit eine solche Quartierpolitik möglich wird, muss 

eine Gemeinde einen starken politischen Willen zeigen und als überzeugte Partnerin auftreten.  

 

In Zürich wurde 1998 die "Aufwertung von belasteten Stadtgebieten" zu einem der 12 

Legislaturschwerpunkte erklärt. In den Legislaturzielen des Stadtrates der Stadt St.Gallen 2005-

2008 findet man folgende Zeilen: 

 

„1.5. Die Quartiere und die Innenstadt bilden die Grundstruktur der Stadt. Die Aufwertung 

der Wohn- und Lebensqualität in den Quartieren ist vorrangig. Sie entwickeln sich zu 

eigenständigen Stadtteilen mit einer gut durchmischten Quartierbevölkerung. Die 

Versorgungsinfrastruktur und Anbindung an den ÖV sind gewährleistet, die 

Nutzungsdurchmischung, die Gestaltung von Freiräumen und die Integration von 

ausländischen Bewohnerinnen und Bewohnern werden angestrebt. Die Wohn- und 

Lebensqualität dieser Quartiere zeigt sich auch im öffentlichen Raum und in den geeigneten 

Begegnungsräumen“. 

 

Mit dieser Formulierung stellt sich bei mir die Frage, mit welche Indikatoren sich die 

Zielerreichung „gut durchmischte Quartiere“ messen lassen und auf welcher Grundlage der 
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Wunsche entstand, eine Durchmischung anzustreben. Ebenso frage ich mich, ob Massnahmen, 

wie der Vonwil-Park, ihre Ziele erreicht haben, denn niemand überprüft, wer denn nun im 

Vonwil-Park lebt. Die Zukunftswerkstätten in den letzten Jahren haben zwar einige wenige 

Projekte und Verbesserungen ausgelöst, doch ebenso auch viel Unbehagen und Frustration. Eine 

konstante Unterstützung der Quartiere fehlt. Im folgenden Kapitel möchte ich aufzeigen, welches 

zukunftsfähige Wege sind:  

 

4.1.1 Sozialraumanalyse  

Eine aktive Quartierpolitik setzt gute Kenntnisse der örtlichen Verhältnisse voraus. Ein solches 

Wissen kann beispielsweise durch eine Sozialraumanalyse mit der Erhebung objektiver Daten 

und Informationen angeeignet werden. Sie bildet die Voraussetzung für eine sachliche 

Diskussion über die Situation der Quartiere. Hier bietet sich die Zusammenarbeit mit der 

Fachhochschule für Soziale Arbeit in Rorschach (zuständig Prof. Dani Fels) an. Studierende 

können innerhalb eines Projektsemesters die Sozialraumanalyse eines Quartiers vornehmen und 

Massnahmen vorschlagen. 

 

4.1.2 Quartiersmanagement  

Damit diese Massnahmen umgesetzt werden können, bedarf es einer konstanten „Begleitung und 

Koordination“. In Deutschland ist Quartiersmanagement bereits weit verbreitet, d.h. wenn ein 

Gebiet im Programm „Soziale Stadt“ aufgenommen ist, muss ein Quartiersmanagement aufge-

baut werden. In der Schweiz findet man Fachmitarbeiter/innen in den Quartieren z.B. in Zürich 

und Bern mit den „Quartier-Gemeinschafts-Zentren“. Ein Programm oder gesetzliche 

Grundlagen fehlen in der Schweiz. 

 

Doch was heisst Quartiersmanagement und wie funktioniert es? Hier eine Zusammenfassung: 

 

Das Quartiersmanagement (auch: Stadtteilmanagement) ist ein Verfahren der 

Stadtentwicklung. Wie der Wortzusammensetzung zu entnehmen ist, sind Merkmale dieser 

Strategie zum einen die Stadtteilorientierung (Quartier), zum anderen ein innovativer, 

integrativer und aktivierender Ansatz der Steuerung (Management).  
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Ziele und Aufgaben 

Ein Zitat von Autoren des Deutschen Instituts für Urbanistik zeigt auf, was gemeint ist 

(Franke/Löhr 2000; S. 2, zit. in Krummacher & Kulbach & Waltz & Wohlfahrt, 2003, S. 206-

207): 

 

„Generell ist Quartiersmanagement ein strategischer Ansatz zum systematischen Aufbau 

selbstragender und nachhaltig wirksamer personeller und materieller Strukturen zur 

Entwicklung eines Wohnquartiers durch den gezielten Einsatz vorhandener kommunaler 

Ressourcen, der in die gesamtstädtische Entwicklungspolitik integriert und bereichs-

übergreifend angelegt ist. (…) Allgemein sollen durch die Einrichtung eines 

Quartiersmanagements Strategien und Akteure der Quartiersentwicklung integriert, vernetzt, 

ökonomische und soziale Entwicklungsmassnahmen miteinander verknüpft sowie die 

Handlungsmöglichkeiten und –kompetenzen der Bewohnerschaft gestärkt werden. ... In 

diesem Rahmen (der integrierten Handlungskonzepte) übernimmt das Quartiersmanagement 

Aufgaben der Bewohneraktivierung, Stadtteilkoordination (z.B. Aufbau von Kooperation auf 

gesamtstädtischer und Stadtteilebene), Projektinitiierung, Mittelakquisition, Öffentlichkeits-

arbeit und Erfolgskontrolle/Berichterstattung. Es ist die ‚antreibende Kraft’ vor Ort.“ 

 

Folgende Schlüsselbegriffe tauchen in der einen oder anderen Form in den meisten 

Förderprogrammen auf: 

 

1. Strategisches Instrument zur Umsetzung integrierter Handlungskonzepte mit dem Leitziel 

der Quartierserneuerung und der Verbesserung/Stabilisierung der Lebenslagen im 

Quartier; 

2. Bündelung sozialer, wirtschaftlicher, städtebaulicher und ökologischer Teilstrategien 

über Projekte, darin eingeschlossen die Kombination von bau-investiven und nicht-

investiven Massnahmen: 

3. Aktivierung von Bewohner/innen und Akteur/innen mit dem Ziel des Aufbaus 

selbstragender Strukturen (dementsprechend sind in allen Programmen sog. „Exit-

Strategien“ Vorgesehen, das heisst: Quartiersmanagement soll sich nach Auslaufen der 

Förderung überflüssig machen); 

4. Vernetzung der Akteur/innen auf gesamtstädtischer und lokaler Ebene mit dem Ziel der 

Aufgaben- und Verantwortungsdelegation an nicht-städtische Akteur/innen.  
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Teilziel und Handlungsfelder 

In den Programmen und der themenbezogenen Literatur werden unterschiedliche Teilziele und 

Kataloge der zu integrierenden Handlungsfelder aufgezählt. Die folgenden Handlungsfelder, in 

denen möglichst Mehrziel-Projekte initiiert und durchgeführt werden sollen, werden häufig 

genannt: 

1. Wohnungs- und Wohnumfeldverbesserung 

2. Beschäftigung und Qualifizierung von Quartiersbewohnern 

3. Förderung der lokalen Ökonomie, ökonomische Revitalisierung 

4. Verbesserung der Verkehrs- und Freiflächeninfrastruktur, einschliesslich ökologischer 

Ziele 

5. Verbesserung der sozialen Infrastruktur (quartiersbezogene Öffnung von Schulen, Sport-, 

Jugend-, Alteneinrichtungen, soziokulturelle Begegnungsstätten, soziale Dienste) 

6. Verbesserung des sozialen und interkulturellen Zusammenlebens (Konfliktmediation und 

Förderung einer sozial gemischten Bewohnerstruktur durch spezielle Mittelstandanreize) 

7. Erhöhung der Sicherheit und Sauberkeit im Quartier (Überwindung von „Angsträumen“, 

Befriedung, ggf. Vertreibung von „Störgruppen“) 

8. Öffentlichkeitsarbeit zur Verbesserung des Stadtteilimages. 

 

Funktionsbereiche 

In den Programmen wird Quartiersmanagement die Funktion einer intermediären Instanz 

zugeschrieben. Damit ist gemeint: Quartiersmanagement soll intermediäre „Brückeninstanz“ 

sein, d.h. zwischen Bewohner/innen, Politik und Verwaltung, lokaler Ökonomie und anderen 

lokalen Akteuren (Vereine, Kirche…) vermitteln, Kooperationen und Vernetzung anregen, 

Ressourcen und Potenziale aktivieren.  

 

Franke & Grimm (2002: 7-13) stellen die Funktionsbereiche des Quartiersmanagements auf drei 

Ebenen dar: 

• Auf der Verwaltungsebene wird ein Gebietsbeauftragter eingesetzt, der horizontale 

Vernetzung der Ämter, Steuerungsaufgaben der Massnahmen, Finanzplanung und die 

Evaluierungsverantwortung übernimmt.  

• Auf der intermediären Ebene wird vorgeschlagen Gebietsmoderator/innen einzusetzen, 

welche die Vernetzung zwischen „Verwaltungswelt“ und „Lebenswelt“ und die 

Vernetzung zwischen Verwaltung, Politik, Wirtschaft und zivilgesellschaftlichen 

Strukturen übernimmt.  
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• Auf der Quartiersebene wird ein Vor-Ort Büro eingerichtet, in dem ein bis zwei 

Quartiersmanager/innen die Vernetzung mit lokalen Akteur/innen, die Aktivierung und 

Beteiligung der Quartiersbevölkerung, sowie die Schlichtung von Interessenskonflikten in 

der Nachbarschaft gestalten.  

 

Die folgende Abbildung zeigt das Modell des Quartiermanagements: 

 

 
Abbildung 2, Funktionsbereiche des Quartiermanagements, Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik 

 

Mit der Implementierung eines Quartiersmanagements auf lokaler Ebene werden in der Regel 

drei Aufgaben verbunden: 

• die Koordination der sozialen Stadtentwicklung vor Ort 

• die Beteiligung und Aktivierung der Bewohner/innen  

• die Projektinitiierung bzw. – entwicklung 
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Notwendige Mittel zur Umsetzung von Quartiersmanagement 

Um der integrativen Zielsetzung und dem Wandel von der Betreuung zur Befähigung gerecht zu 

werden, sind unterschiedliche Mittel Bestandteil des Quartiersmanagement-Konzeptes: 

• Die zentrale Steuerung erfolgt durch, von der öffentlichen Hand eingesetzte, 

Quartiersmanager/innen. Sie sorgen für die Umsetzung der Fördermittel, haben aber auch 

die Aufgabe, Fördermöglichkeiten vor Ort zu eröffnen.  

• Meist gibt es ein Quartiersbüro, das zum einen die administrative Infrastruktur für das 

Quartiersmanagement bereitstellt, andererseits aber auch Anlauf- und Versammlungspunkt 

für Bürgerorganisationen sein kann.  

• Ein wichtiger Bestandteil ist ein sogenannter Quartiersfonds, ein Fördertopf, aus dem 

kurzfristige und kleine Massnahmen im Quartier finanziert werden können 

(Verschönerungsaktionen, Feste oder Spielplatzbauten). Über die Verteilung dieser Gelder 

entscheidet meist eine Jury von Bewohner/innen, unter Leitung des beauftragten 

Quartiersmanagements.  

 

Wichtig für die Stadt St.Gallen wäre erstens die Koordination innerhalb der Verwaltung sowie 

die Schaffung von Anlaufstellen für die Bevölkerung im Quartier, eine Art Quartierladen mit 

Öffnungszeiten. Die Quartierbewohner/innen können Informationen holen, finden Hilfe beim 

Ausfüllen von Formularen oder Partner/innen für Projektideen. Die Quartierarbeiter/in als 

intermediäre Instanz, hat einen Bezug zur Verwaltung und hilft bei der Umsetzung der Ideen. 

Ebenso sind Projekte und Aktionen im öffentlichen Raum (z.B. vor dem Einkaufszentrum) 

möglich, um ausländische Bewohner/innen anzusprechen und nach ihren Bedürfnissen zu fragen. 

Nach der Sozialraumanalyse ist eine konstante Präsenz im Quartier wichtig, um nachhaltig zu 

wirken und eine Quartierentwicklung zu ermöglichen.  

 

4.1.3 Quartierbudget  

Die Idee einiger Interviewpartner/innen für ein Quartierbudget bzw. Quartierfonds möchte ich 

gerne nochmals aufnehmen. Wenn Quartierbewohner/innen Ideen zur Auswertung ihres 

Quartiers bzw. zum besseren Zusammenleben haben, sollten diese schnell umsetzbar sein und 

lange Verwaltungswege umgangen werden können. Dies ermöglicht ein entsprechendes 

Quartierbudget, welches durch die Quartierarbeiter/innen bzw. durch eine mögliche Quartier-

kommission, siehe nächstes Kapitel, verwaltet werden könnte. In Deutschland gibt es Stadtteile, 

die über eigene Budgets verfügen (z.B. in Berlin). Die Erfahrungen damit sind sehr gut.  
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4.1.4 Quartiervernetzung/Quartierkommissionen 

„Die Gemeinde kann nicht autonom handeln, sondern muss mit den übrigen Akteuren zusam-

menarbeiten, welche auf die Entwicklung des Quartiers Einfluss nehmen. Um ein Problem zu 

lösen, muss es vorgängig von allen Beteiligten als solches erkannt werden. Mit Gesprächen über 

die Situation vor Ort, mit Problemanalysen und der Ausarbeitung von Lösungen muss ein 

Konsens gefunden werden, dessen konkrete Umsetzung in die Zuständigkeit der beteiligten 

Parteien fällt. Die Gemeindebehörden sollten dabei darauf achten, dass die angestrebten Mass-

nahmen und Aktionen die politischen Vorgaben der Stadt einhalten, so dass sich das Quartier 

bestmöglich in die urbane Landschaft einfügt“ (Bundesamt für Wohnungswesen BWO, 2005). 

 

In den St.Galler Quartieren gibt es wichtige Akteure, einige davon sind die Quartiervereine, die 

Kirche, die Jugendarbeit, die Quartierpolizei, die Schulen, die Elternforen, das Gewerbe und die 

Vereine. Die Zusammenarbeit mit ihnen muss unbedingt gesucht werden. Um die Vernetzung 

untereinander besser zu fördern sollte der Stadtrat Anreize für die Bildung von 

Vernetzungsgruppen schaffen. So hat die Stadt jeweils eine und nicht mehrere 

Ansprechpersonen im Quartier. Das „Forum Quartier und Schule Heiligkreuz“ ist meines 

Erachtens vorbildhaft und sollte in anderen Quartieren aufgebaut werden. Das Modell der 

Quartierkommissionen Bern könnte dabei ebenso Beachtung finden. Weitere Angaben für 

interessierte Leser/innen sind auf der Homepage der Quartierkommission Bern 

Bümpliz/Bethlehem (www.qbb.ch) zu finden.  

 

4.1.5 Partizipation 

Seit dem 1. Juli 2007 ist in der Stadt St.Gallen das Partizipationsreglement in Kraft. Unter dem 

Titel Projektpartizipation Art. 1 ist zu lesen  

 

„Die Stadt St.Gallen ermöglicht und fördert die Mitsprache der Bevölkerung an der Planung 

und der Erfüllung der städtischen Aufgaben. Sie bezieht in Belangen, die ein Quartier 

besonders betreffen, die dortige Bevölkerung angemessen ein“.  

 

Dieser Artikel ist eine Chance für die Quartiere der Stadt St.Gallen und zeigt den Willen der 

Stadt, die Menschen mitbestimmen zu lassen. Ich bin jedoch sehr kritisch, wie die Umsetzung 

bisher erfolgt ist. Ich habe viele unbeantwortete Fragen: Es ist beispielsweise nirgends erwähnt, 

wie die Stadt St.Gallen dies erfüllen will. Es ist unklar, wann eine Aufgabe ein Quartier 

besonders betrifft. Meine Erfahrungen zeigen, dass oft der Quartierverein befragt wird. Ich war 
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selbst einige Jahre Mitglied eines Quartiervereins-Vorstandes und bin mir nicht sicher, ob wir 

die Bevölkerung angemessen vertreten haben. Es gab keine Ausländer/innen und keine 

Jugendlichen im Vorstand und das Alter war schlecht durchmischt. Ebenso wurde es immer 

schwieriger, den Ansprüchen den Bevölkerung gerecht zu werden und alle Aufgaben bzw. 

Anfragen der Verwaltung zu beantworten. Ebenso war das Suchen und Finden von freiwilligen 

Mitarbeiter/innen für die Arbeit im Quartierverein sehr schwierig. 

 

Ich denke, dass Instrumente wie das Quartiersmanagement, die Quartiervernetzung und ein 

Quartierbudget das Anliegen der Partizipation besser erfüllen könnte.  

 

4.1.6 Zusammenarbeit in der Verwaltung 

Auf Verwaltungsebene sollten die Bemühungen zuerst darauf abzielen, den Austausch unter den 

betroffenen Dienststellen möglich zu machen, zum Beispiel über ein der Quartierentwicklung 

gewidmetes Gremium. So wird es möglich, Informationen zu bündeln und einen konstruktiven 

Dialog entstehen zu lassen.  

 

4.2 Integrationspolitik 

Ein Quartier ist in erster Linie ein Ort zum Leben. Für Neuzuzüger/innen, insbesondere wenn es 

sich um eine ausländische Bewohnerschaft handelt, bildet es eine erste Ebene für deren 

Integration. Aus Erfahrung weiss man, dass eine gelungene Integration oft das Resultat einer 

aktiven Teilnahme am sozialen Leben ist. Folglich ist es wichtig, dass sich die 

Quartierbewohner/innen selbst als Beteiligte an der Quartierentwicklung verstehen und 

entsprechend am Quartierleben teilnehmen. So wird das Quartier zu einem Ort des Miteinanders 

anstatt des alleinigen Nebeneinanders. Integrationspolitik auf Quartierebene muss: 
 

1) die Migrant/innen erreichen und sie am Quartierleben teilnehmen lassen;  

2) die Vernetzung innerhalb des Quartiers unter Einbezug sämtlicher Möglichkeiten 

fördern;  

3) die Möglichkeiten zur Partizipation ausbauen und die Bewohnerschaft aktiv in die 

Entscheidungsprozesse einbeziehen.  
 

Um diese Punkte zu erreichen, braucht es kulturelle Mediator/innen (Sprach- und 

Kulturübersetzer/innen), an die man sich für Auskünfte der unterschiedlichsten Art wenden 

kann. Es braucht Räumlichkeiten (z.B. ein Quartierzentrum, ein Quartiersekretariat) oder 
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zumindest eine Ansprechperson (z.B. Mitarbeiter/in Quartiersekretariat), wo die Bewohner/innen 

Informationsmaterial zum Gemeindeleben beziehen können. Ebenso verlangt es die aktive 

Beteiligung der Quartierbevölkerung. Dafür soll eine breite Palette von Verfahren und Methoden 

bereitstehen, um die Mitsprache der Bevölkerung zu fördern (Zukunftswerkstatt, Open Space, 

lokale Agenda 21 usw.) (Bundesamt für Wohnungswesen BWO, 2005). 

 

Die Stadt St.Gallen verfügt mit dem Integrationsbeauftragten sowie dem Integrationskonzept 

über Mittel und Wissen, welches für die Quartierentwicklung nutzbar gemacht werden kann.  

 

4.3 Wohnungspolitik und Raumentwicklung 

Da viele Quartiere ausschliesslich dem Wohnen dienen, kann sich für eine Stadt eine eigentliche 

Wohnpolitik als nützlich erweisen. Eine solche Politik betrifft zwei Bereiche: zum einen tritt die 

Gemeinde selbst als Eigentümerin oder (Mit-)Verwalterin von Liegenschaften auf, zum andern 

kann sie die bauliche Entwicklung privater Immobilien beeinflussen. Als Liegenschaftsbesitzerin 

muss die Gemeinde hinsichtlich Bauerneuerung und Gebäudeunterhalt eine Vorreiterrolle ein-

nehmen und wirksam in die Entwicklung eingreifen. Anreize schaffende Massnahmen, welche 

auf einen verbesserten Gebäudeunterhalt oder auf eine Diversifizierung des Wohnungsangebots 

abzielen, bilden eine weitere Möglichkeit, die Quartierentwicklung positiv zu beeinflussen. Zum 

andern kann die Gemeinde auch private und öffentliche Akteure zusammenbringen, um die 

gegenseitigen Bedürfnisse zu klären. Zum Beispiel kann sie die «kleinen», über wenig Mittel 

verfügenden Immobilienbesitzer/innen in Fragen der Gebäudesanierung und -erneuerung unter-

stützen. Weiter ist es wichtig, die Immobilienbesitzer und -verwalter für eine nachhaltige Be-

wirtschaftung zu gewinnen und sie für die mit dem Wohnen verbundenen sozialen Aspekte zu 

sensibilisieren. Die Vereinbarung einer Charta zwischen den Immobilienbesitzern und -

verwaltern einerseits und der Stadt anderseits könnte eine globale und kohärente Quartier-

entwicklung begünstigen (Bundesamt für Wohnungswesen BWO, 2005). 

 

Nebst diesen baulichen Empfehlungen der C.E.A.T. stehen für mich Massnahmen im Bereich 

Quartieraufwertung im Vordergrund. Es braucht mehr Treffpunkte/Parks/gedeckte Spielplätze. 

Die Gestaltung von Aussenräumen ermöglicht es, Freiräume zu schaffen und die Lebensqualität 

zu erhöhen. Verkehrsberuhigung jeglicher Art tragen ebenso zur Verbesserung in den Quartieren 

bei.  

 



Handlungsfelder einer sozialraumorientierten Stadtpolitik  

55/66 

4.4 Mitfinanzierung der Quartierentwicklung 

Um nicht sämtliche Projektkosten als Stadt alleine zu tragen, können folgende Finanzquellen 

angefragt werden: 

 

Bund: 

• Bundesamt für Wohnungswesen: Projektförderung im Wohnumfeld  

• EKA (Eidg. Kommission für Ausländerfragen): für Projekte, bei denen es um Integration 

geht 

• Radix: wenn es im weitesten Sinn um Gesundheitsförderung und Lebensqualität geht  

 

Kanton: 

• Lotteriefonds des Kantons St.Gallen: „Das Vorhaben/Projekt lässt sich dem Bereich 

Soziales, Bildung, Gesundheit, Natur, Umwelt oder Entwicklungszusammenarbeit 

zuordnen. Es ist gemeinnützig und zeichnet sich durch Qualität und Professionalität aus“ 

(ab Fr. 10'000.--). 

 

Gemeinde: 

• Div. Wohnbaugenossenschaften: Förderung des gemeinschaftlichen Zusammenlebens  

 

Für den Aufbau neuer Strukturen sind Bundesgelder anzustreben, bei der Umsetzung von 

konkreten Projekten können zusätzlich diverse Stiftungen und Fonds angefragt werden.  

 

4.5 Rolle der MAS-Absolvent/innen „Gemeinde-, Stadt- und 

Regionalentwicklung“ in Quartierentwicklungsprozessen 

Gemeinde-, Stadt- und Regionalentwicklung (GSR) ist eine komplexe Aufgabe, an der verschie-

denste Akteure aus Politik, Wirtschaft, Umweltschutz, Raumplanung und sozialer Arbeit 

beteiligt sind. Entsprechend wichtig sind Wissenstransfer und interdisziplinäre Zusammenarbeit.  

 

Die Fachleute aus Gemeinde-, Stadt- und Regionalentwicklung (MAS Community 

Development) besitzen fachliches und methodisches Grundlagenwissen zum Verständnis von 

Veränderungsprozessen in Gemeinden, Städten und Regionen. Sie sind fähig, komplexe Projekte 

und Prozesse im kommunalen, urbanen und regionalen Raum zu initiieren, zu planen, zu steuern 
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und zu leiten. Inter- und Transdisziplinarität sowie Partizipation der Bevölkerung ist für sie 

selbstverständlich.  

 

Die MAS-Absolvent/innen kennen die globalen, nationalen und lokalen Einflüsse auf 

Gemeinden, Städte und Regionen. Sie sind in der Lage, die ökonomischen, politischen und 

gesellschaftlichen Dimensionen bei der Entwicklung von Gemeinden, Städten und Regionen zu 

berücksichtigen. Sie sind vertraut mit aktuellen Konzepten und Methoden, die die Entwicklung 

von Gemeinden, Städten und Regionen in der Schweiz fördern. Sie sind vertraut mit den 

Rahmenbedingungen und Programmen der räumlichen Politik in der Schweiz. Sie kennen die 

Chancen und Risiken neuer Kommunikationsformen in der Gemeinde-, Stadt und 

Regionalentwicklung und können diese einsetzen (vgl. Ausschreibung des MAS-Studienganges). 

 
In Bezug auf die benachteiligten Quartiere in St.Gallen wären die GSR-Fachleute nicht nur 

fähig, sondern genau die richtigen Personen, um den Prozess der Quartierentwicklung zu 

begleiten, zu steuern und zu planen. 

 

4.6 Fazit 

Die Stadt St.Gallen könnte mehr, viel mehr für belastete Quartiere tun. Der Stadtrat sollte das 

Legislaturziel im Bereich Quartierentwicklung möglichst schnell angehen. Ideen und 

Handlungsfelder gibt es viele. Die verschiedenen Berufsgruppen haben gezeigt, wo ihre Stärken 

liegen und gemeinsam können wir es verhindern, dass die Benachteiligung weiter zu nimmt. In 

Zusammenarbeit mit der Fachhochschule für Soziale Arbeit in Rorschach, mit GSR-Fachleuten 

und Akteuren in den Quartieren ist es möglich, eine zukunftsfähige Quartierentwicklung 

anzugehen. Ich setze vor allem auf Partizipation, Zusammenarbeit in der Verwaltung und ein 

Quartiersmanagement bzw. Ansprechpersonen in den Quartieren. Integrationspolitik ist ebenso 

wichtig, es wird aber bereits viel gemacht. Bauliches ist nicht mein Metier und der Stadt sind oft 

die Hände gebunden, weil sie nur selten über eigene Liegenschaften verfügt. Gefragt ist hier der 

Dialog mit Liegenschaftsbesitzer/innen und Vermieter/innen und Quartieraufwertungs-

massnahmen wie Freiraumgestaltung und Verkehrsberuhigungen. Es gibt viel zu tun und es ist 

nicht ganz gratis. Doch es lohnt sich und letztlich wird es sich auch finanziell auswirken, wenn 

weniger Polizeieinsatz erfolgen muss und weniger Vandalismus in den Quartieren herrscht. 
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V. Schlussfolgerungen  

In den Schlussfolgerungen komme ich nun auf die Einstiegsfragen zurück und versuche sie 

bestmöglich zu beantworten. 

 

• Welche Erkenntnisse über Quartierentwicklung lassen sich aus Literatur und 

Theorie für benachteiligte Quartiere der Stadt St.Gallen ableiten?  

 

Es besteht soziale Ungleichheit zwischen Bewohnerinnen und Bewohnern in den Quartieren. 

Ebenso ist die Gesellschaft einem sozialen Wandel ausgesetzt, was Ungleichheiten fördert. 

Armut und soziale Ausgrenzung beherrschen seit etwa 20 Jahren einen grossen Teil der sozial-

wissenschaftlichen und sozialpolitischen Debatten in Europa. Spezifische soziale Gruppen 

welche von Armut besonders betroffen sind (Kinder und Jugendliche, Migrant/innen, 

Alleinerziehende und ältere Frauen) konzentrieren sich zunehmend in bestimmten Quartieren, 

die für sie bezahlbar sind. Leute, die es sich leisten können, ziehen an schönere, ruhigere 

Wohnlagen und segregieren sich somit freiwillig. Die soziale Durchmischung im Quartier ist ein 

vielbesagter Wunsch. Es gibt zwei Hypothesen, pro und kontra Segregation.  

 

Die Konflikthypothese (pro) besagt, dass ein dichtes Nebeneinanderwohnen verschiedener 

Lebensweisen zu Unverträglichkeiten, Reibungen und Konflikten führt. Die Befürworter der 

Konflikthypothese folgern daraus, dass Konflikte überwunden werden können, indem man 

Quartiere „sozial entmischt“, man ersetzt soziale Distanz durch räumliche Distanz. Man zieht 

freiwillig in eine Nachbarschaft, in der man seinesgleichen findet. Soziale Gruppen segregieren 

sich also auch zur Vermeidung von Konflikten.  

 

Die Kontakthypothese (kontra) geht davon aus, dass vermehrte soziale Kontakte zwischen 

verschiedenen Bevölkerungsgruppen Nähe fördern und das Wissen übereinander verbessern. 

Somit trägt soziale Mischung zum Abbau von Vorurteilen bei und verstärkt die Toleranz unter-

einander. Damit wird auch Integration, gerade ausländischer Bevölkerungsgruppen, gefördert.  

 

Die Frage nach sozialer Mischung „ja oder nein“ ist jedoch falsch gestellt. Zuerst sollte die Frage 

nach einer guten Mischung gestellt werden, um wieder eine Ausgewogenheit zu erreichen, die 

ein reibungsfreies Zusammenleben ermöglicht. 
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Vor diesem Hintergrund lautet die Herausforderung der Städte, diese Quartiere und die dort 

lebenden Menschen, wieder Anschluss an die städtische Entwicklung finden zu lassen.  

 

Mit dem Wissen über die ökonomische und soziale Zusammensetzung eines Quartiers lassen 

sich unterschiedliche Anreize zum Zu- oder Fortzug geben. Sowohl mit infrastrukturellen (z.B. 

Horte und Spielplätze) als auch mit zivilgesellschaftlichen Massnahmen (kulturelle 

Veranstaltungen, Sozialräume, nachmittägliche Kinderbetreuung und Quartierfeste) können 

unterschiedliche Bewohner/innen im Quartier gehalten und damit eine funktionierende Mischung 

aufrechterhalten oder geschaffen werden. 

 

• Welche Strategien sehen verschiedene Berufsgruppen für benachteiligte Quartiere in 

der Stadt St.Gallen? Welche Empfehlungen bezüglich Quartierentwicklung gebe ich 

als GSR-Fachfrau an den Stadtrat von St.Gallen ab? Welche Strategien müssten 

gewählt werden, um einen solchen Prozess anzuschieben?  

 

Zusammenfassend und vergleichend zwischen den statistischen Daten, den Befragungen und 

eigenen Erkenntnissen komme ich zu einem eindeutigen Ergebnis. Die Stadt St.Gallen verfügt 

über benachteiligte Quartiere! Die höchste Benachteiligung liegt im Quartier Lachen, dann 

folgen Bruggen, St.Fiden/Krontal, Winkeln, Neudorf und Langgass-Heiligkreuz. Die sind 

vorwiegend Talquartiere, welche an den Durchfahrtsstrassen von Ost nach Westen und 

umgekehrt liegen. Hauptgründe für Benachteiligung sind ebenso diese Strassen, denn sie führen 

dazu, dass der Wohnraum eher günstig ist und sich somit viele sozial benachteiligte Menschen 

ansiedeln. Eine Durchmischung fehlt. Falls sich die Stadt St.Gallen für Quartieraufwertungs-

massnahmen und eine Quartierpolitik entschliesst, müsste in diesen Quartieren begonnen 

werden.  
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Die ersten Schritte zur Umsetzung einer zukunftsfähigen Quartierentwicklung könnten wie folgt 

aussehen: 

 

1. Diskussion und Entscheid im Stadtrat für eine Quartierentwicklung. 

2. Zuordnung der Quartierentwicklung zu einer Direktion. Vorschlag: Direktion Soziales 

und Sicherheit, Amt für Gesellschaftsfragen. Die Zusammenarbeit mit den anderen 

Direktionen ist dringend notwendig. Der Aufbau einer direktionsübergreifenden Arbeits-

gruppe ist ein erster Schritt dazu. Sie kann wertvolle Inputs zur Konzeptentwicklung 

geben.  

3. Erarbeitung eines Konzeptes zum Aufbau eines Quartiersmanagements mit Budget und 

Zeitplan. Aussagen über Partizipation, Quartiervernetzung und Zusammenarbeit in der 

Verwaltung sind wichtige Inhalte. Falls interne personelle Ressourcen zur Verfügung 

stehen intern lösen, ansonsten Vergabe eines Projektauftrags an eine Fachperson. 

4. Entscheid für zwei Projekt-Quartiere. Vorschlag: Langgass-Heiligkreuz und Lachen, weil 

Lachen das Quartier mit der grössten Benachteiligung ist und Langgass-Heiligkreuz, weil 

aus dem Quartier bereits ein Hilfeschrei erfolgt ist und viele Akteure sich beteiligen 

würden. Die Quartiere zeigen auch Unterschiedlichkeiten auf und können gut als 

Vergleichprojekte dienen.  

5. Mitfinanzierung durch den Bund und den Kanton klären. 

6. Auftrag an die Fachhochschule für Soziale Arbeit Rorschach zur Erarbeitung von je einer 

Sozialraumanalyse der Quartiere Lachen und Langgass-Heiligkreuz.  

7. Wenn notwendig, Vorlage ans Stadtparlament erarbeiten. 

8. Aufnahme eines Zieles „Aufwertung von benachteiligten Quartieren“ in den 

Legislaturzielen 2009 – 2012. 

9. Umsetzung des Konzepts (3-Jahres-Projekt) 

 

Ich wünsche dem Stadtrat Mut und Energie, eine Quartierentwicklung anzugehen! 
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VI. Reflexion 

Rückblickend war wohl der Faktor Zeit die grösste Herausforderung für mich, denn die Zeit zum 

Schreiben an der Masterarbeit musste, nebst einem 90% Pensum auf dem Jugendsekretariat, 

meiner politischen Tätigkeit und dem Privatleben, gut geplant werden. Dankbar bin ich meiner 

Vorgesetzten, Christine Windisch, und meiner Mitarbeiterin, Rebekka Hölzli, dass sie mir 

ermöglichten, mein Pensum für 4 Monate um 10% zu reduzieren. Ohne dies hätte ich wohl mein 

Organisationstalent ziemlich strapazieren müssen.  

 

Die Auseinandersetzung mit den Begriffen Segregation und Benachteiligung, mit der 

Entwicklung der Städte sowie mit dem deutschen Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ war 

sehr spannend. Ich weiss nun, wie sich Quartiere weiter entwickeln können und hoffe sehr, dass 

der Stadtrat den Bedarf ebenso erkennt und einige der Anregungen und Empfehlungen in die Tat 

umzusetzen vermag. 

 

Am spannendsten war das Auswerten der statistischen Daten der Stadt St.Gallen (Nebenbei: 

Zahlen waren mir immer schon sehr lieb und hätte ich nicht viel soziales Blut geerbt, wäre ich 

wahrscheinlich Buchhalterin geworden). Ich hatte unglaublich viele Aha und Wow-Erlebnisse 

und wenn ich durch ein St.Galler Quartier gehe, weiss ich bereits viel zu berichten.  

 

Eher Mühe bereitete mir das Definieren von Begriffen, da in jedem Buch – und davon hatte ich 

nicht wenige – wieder andere Begrifflichkeiten verwendet wurden oder unter den selben Aus-

drücken etwas anderes verstanden wurde. Manchmal hat es auch damit zu tun, dass die Mehrheit 

der Literatur aus Deutschland stammt und eben nicht eins zu eins auf unsere Schweizer 

Verhältnisse übertragbar ist.  

 

Die Wahl des Themas Quartierentwicklung war eine gute Wahl. Ich habe mir Wissen und 

Kompetenzen angeeignet, welche mir in meinem beruflichen und politischen Weg immer wieder 

begegnen werden. Ebenso gefreut hat mich, dass ich mit meinem Thema in der Stadt St.Gallen 

aktuell bin. Vertreter und Vertreterinnen des „Forums Schule und Quartier Heiligkreuz“ haben 

sich im Frühjahr 2007 mit ähnlichen Themen und Problemen an den Stadtrat gewandt.  
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Viele der Interviews im Praxisteil habe ich mit Mitarbeiter/innen der Verwaltung geführt, von 

weiteren Verwaltungsangestellten habe ich Kurzinformationen oder Hilfsmittel wie Stadtpläne, 

Statische Daten etc. erhalten. Die gute Zusammenarbeit und die schnelle Beantwortung meiner 

Fragen war wohl einer der wichtigsten Bestandteile für das Gelingen der Arbeit. Zu sehen, wie 

viele aktive, innovative und gute Leute in der Verwaltung arbeiten, war wohl die schönste 

Erkenntnis.  

 

Zusammenfassend kann ich sagen, dass die vertiefte Auseinandersetzung mit dieser Thematik 

eine gute Grundlage für meine weitere berufliche Tätigkeit in der Quartierjugendarbeit ist. Ein-

mal mehr zeigte sich, dass ich die besten Lernerfahrungen mache, wenn ich die Theorie gleich 

mit den Erfahrungen aus der Praxis verknüpfen kann. Die Wahl des Themas und der Form der 

Masterarbeit boten mir erneut diese Möglichkeit. 
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Dank 

Last but not least ist es mir eine Anliegen, mich bei den Personen zu bedanken, die durch ihre 

Unterstützung zum Gelingen dieser Masterarbeit beigetragen haben. Im speziellen danke ich: 

 

Allen Interviewpartner/innen für die wertvollen Inputs, meinen Mitarbeiter/innen für ihre Geduld 

und ihr Mitragen der vielen Abwesenheiten während des Studiengangs. Meinem lieben Daniel 

für seine immer wieder motivierenden Worte sowie für seine Lesearbeit, Colette Peter und Jürg 

Inderbitzin für die wertvolle fachliche Begleitung des Studiengangs und meiner Mutter sowie 

allen Freunden, die mir mit lieben Emails und motivierenden Worten neuen Mut und Antrieb 

gegeben haben. Danke euch allen! 

 

St.Gallen, 15. August 2007     Michaela Hänggi 
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